
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

 

 

 
 
 
 

 
 
 
Diskussionsentwurf „Modernisierung des Besteuerungsverfahrens“ 
 
 

Sehr geehrter Herr Ministerialdirektor Sell,  

 

haben Sie vielen Dank für die Gelegenheit zum von Bund und Ländern erarbeiteten 

Diskussionsentwurf zur „Modernisierung des Besteuerungsverfahrens“ Stellung nehmen zu 

können. Gerne nimmt der Deutsche Steuerberaterverband e.V. (DStV) diese Möglichkeit wahr 

und teilt Ihnen im Weiteren sowie in der anliegenden tabellarischen Übersicht seine 

Anregungen zu ausgewählten Aspekten mit. Der DStV begrüßt es außerordentlich, dass er bei 

den geplanten grundlegenden Neuerungen in einem frühen Stadium der Überlegungen und vor 

Veröffentlichung eines Referentenentwurfs eingebunden wird.  

 

Der DStV befürwortet ausdrücklich die angestrebte weitere Digitalisierung des 

Besteuerungsverfahrens, da mit dem elektronischen Verfahren Vorteile in der Praxis wie eine 

Entlastung von bürokratischem Aufwand oder eine Beschleunigung des 

Veranlagungsverfahrens erzielt werden können. Durch die so gewonnenen Spielräume können 

in den Kanzleien beispielsweise die Beratungsschwerpunkte überdacht und neu ausgerichtet 

werden. Im Sinne des Berufsstands der Steuerberater unterstützt der DStV daher die 

Bemühungen, insbesondere das steuerliche Massenverfahren durch strukturelle 

Umgestaltungen der Kommunikationswege zu optimieren. Dabei liegt es auf der Hand, dass 

auch die rechtlichen Rahmenbedingungen angepasst werden müssen.   

 

Kürzel Telefon Telefax E-Mail Datum 
El - S 02/15 +49 30 27876-2 +49 30 27876-799 elster@dstv.de 10.02.2015 
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Der vorgestellte Diskussionsentwurf ist ein eindrucksvoller Beleg dafür, wie ambitioniert die 

künftigen Projekte sind. Auch wenn sie für alle Verfahrensbeteiligten eine mittel- bis langfristige 

Herausforderung bedeuten, sollte der Beginn der Umsetzung der zu Recht identifizierten 

Maßnahmen grundsätzlich nicht verzögert werden.  

 

Der DStV folgt der in der Einführung des vorgelegten Entwurfs formulierten Leitlinie des 

Gesamtvorhabens, das Besteuerungsverfahren zum Nutzen aller Verfahrensteilnehmer (Bürger 

und Unternehmen, ihrer Berater und der Steuerverwaltung) fortzuentwickeln (Rz.: 3). In diesem 

Sinne muss bei der Umsetzung maßgeblich darauf geachtet werden, dass die Risiken und 

Lasten gleichmäßig verteilt werden und die Maßnahmen nicht nur zu Gunsten der 

Finanzverwaltung wirken. 

 

Damit das Gesamtkonzept dem Ziel einer gleichmäßigen Risiko- sowie Lastenverteilung 

gerecht wird, bedarf es aus Sicht des DStV zuvorderst eines in zeitlicher Hinsicht 

ausgewogenen Ineinandergreifens der geplanten gesetzlichen sowie untergesetzlichen 

Maßnahmen. In diesem Zusammenhang bewertet es der DStV sehr positiv, dass er zu einem 

frühen Zeitpunkt die Möglichkeit erhält, die Überlegungen im Detail kritisch auf ihre 

Praxisrelevanz zu überprüfen und konstruktive Vorschläge zu unterbreiten. Um einen 

abgestimmten Ausgleich zwischen den in anliegender Tabelle ausgeführten Hinweisen sowie 

Anregungen und den Vorstellungen der Finanzverwaltung zu gewährleisten, sollten bei der 

weiteren Vorgehensweise ausreichende Vorbereitungszeiten vorgesehen werden. Eine zeitlich 

vorgelagerte Umsetzung von Maßnahmen, die die Steuerpflichtigen und die Steuerberater 

belasten, und eine erst zeitlich nachgelagerte Umsetzung positiv wirkender Maßnahmen würde 

die Akzeptanz sowie Unterstützungsbereitschaft und damit das erfolgreiche Gelingen des 

Gesamtvorhabens empfindlich konterkarieren. Zudem muss den Steuerpflichtigen sowie der 

Beraterschaft ausreichend Zeit gegeben werden, sich auf die Neuerungen einzustellen. Der 

DStV empfiehlt daher ein Inkrafttreten der gesetzlich geplanten Maßnahmen am 01.01.2017. 

 

Darüber hinaus sollte weiterhin aus in der Vergangenheit angegangenen IT-Projekten gelernt 

werden und in Pilotprojekten die technischen Prozesse sowie rechtlichen Wirkungen mit allen 

Verfahrensbeteiligten erprobt werden. Gerne zieht der DStV an dieser Stelle als Beispiel die 

aus seiner Sicht ausgesprochen erfolgreich verlaufene Pilotphase für die Einführung der 

elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale (ELStAM) heran. In diesem Einführungsprojekt ist 

es gelungen, auf transparenter Ebene und im Dialog etwaige technische sowie rechtliche 

Bedürfnisse zu verifizieren und Fehlerquellen vorzubeugen. Auch wenn im Rahmen der 
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ELStAM im Detail noch Fortentwicklungs- sowie Verbesserungspotenziale bestehen, ist der 

inzwischen überwiegend reibungslose Verlauf doch ein Beleg dafür, wie fruchtbar und 

akzeptanzfördernd solche Einführungsphasen wirken können.  

 

Für ergänzende Erörterungen zu dem Diskussionsentwurf stehen wir Ihnen gerne auch im 

persönlichen Gespräch zur Verfügung. 

 

mit freundlichen Grüßen 
 
gez. 
StB/WP Harald Elster 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anlage: 

Besonderer Teil DStV-Stellungnahme 02/15 Modernisierung des Besteuerungsverfahrens 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
***************************************** 
Der Deutsche Steuerberaterverband e.V. (DStV) repräsentiert bundesweit rund 36.500 und damit über 
60 % der selbstständig in eigener Kanzlei tätigen Berufsangehörigen. Er vertritt ihre Interessen im 
Berufsrecht, im Steuerrecht, der Rechnungslegung und dem Prüfungswesen. Die Berufsangehörigen sind 
als Steuerberater, Steuerbevollmächtigte, Wirtschaftsprüfer, vereidigte Buchprüfer und 
Berufsgesellschaften, in den uns angehörenden 16 regionalen Mitgliedsverbänden freiwillig 
zusammengeschlossen. 
 

****************************************** 
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Abschnitt 3. des Konzepts: „Kommunikation mit den am Steuerverfahren Beteiligten“ 

 Thema Gesetzliche Maß-
nahme 

Untergesetzliche Maß-
nahme 

Rand
ziffer 

Stellungnahme 

3.1 Elektronische 

Steuererklä-

rung 

a) Wegfall des Er-

fordernisses der 

schriftlichen Wahr-

heitsversicherung 

durch den Steuer-

pflichtigen: 

Gem. Anlage 1, 

Änderung der AO, 

Nr. 8: 

„§ 150 wird wie folgt 

geändert: 

…. 

b) In Absatz 2 wird 

Satz 2 gestrichen.“ 

 

b) Gesetzliche Er-

weiterung der Pflicht 

zur Abgabe der 

elektronischen 

Steuererklärung: 

Im Zusammenhang 

mit der angestreb-

ten Erhöhung der 

ELSTER-Quote 

Die papierbasierte „Kom-

primierte Steuererklärung“ 

soll mittelfristig entfallen. 

19 / 

21 

Die geplante gesetzliche Streichung der schriftlichen Wahrheitsversiche-

rung der Angaben durch den Steuerpflichtigen, die Erweiterung der Pflicht 

zur Abgabe der elektronischen Steuererklärung sowie die Abschaffung der 

„komprimierten Steuererklärung“ sind konsequente Schritte in die Richtung 

der Digitalisierung des Besteuerungsverfahrens sowie der Abschaffung von 

Medienbrüchen. Der DStV steht diesen Planungen daher grundsätzlich 

aufgeschlossen gegenüber.  

Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, dass die bereits eingeführte Pflicht 

zur Abgabe von elektronischen Steuererklärungen bei Gewinneinkünften 

sowie zur Abgabe der E-Bilanz für den Kanzleiablauf zu latenten steuer-

straf- sowie haftungsrechtlichen Risiken geführt haben. Um diesen Risiken 

zu begegnen, haben die Kanzleien bereits erheblichen organisatorischen 

Mehraufwand auf sich genommen. Der DStV regt daher unter Berücksich-

tigung einer gleichmäßigen Risiko- sowie Lastenverteilung folgende Aspek-

te an: 

1. Keine neuen Sanktionen zulasten der Steuerberater, sondern Ent-

schärfung der bisherigen Situation durch gesetzliche Neuerung 

Die geplante Verschärfung des § 6 Abs. 2 S. 3 StDÜV-E, die zu einem 

weitergehenden Haftungsrisiko des Steuerberaters führt, lehnt der DStV 

ab. Sie widerspricht in jeder Hinsicht einer Modernisierung des Besteue-

rungsverfahrens, an der alle Verfahrensbeteiligten in positiver Weise parti-

zipieren sollen. Statt neue Sanktionsmechanismen einzuführen, sollte 

vielmehr die bisherige Risikoabwälzung auf die Steuerberaterschaft aus-

geglichen werden. 

Insoweit fordert der DStV, den im BMF-Schreiben zur StDÜV vorgesehe-



Stellungnahme S 02/15 zum Diskussionsentwurf zur „Modernisierung des Besteuerungsverfahrens“   
 

2 

Abschnitt 3. des Konzepts: „Kommunikation mit den am Steuerverfahren Beteiligten“ 

 Thema Gesetzliche Maß-
nahme 

Untergesetzliche Maß-
nahme 

Rand
ziffer 

Stellungnahme 

sollte – ggf. in ei-

nem anderen Ge-

setzgebungsverfah-

ren – geprüft wer-

den, inwieweit der 

Kreis der Personen, 

die zur elektroni-

schen Übermittlung 

ihrer Einkommen-

steuererklärung 

verpflichtet sind, 

erweitert werden 

könnte. 

c) Haftung des Drit-

ten (Steuerberater) 

für Steuerverkür-

zungen und zu Un-

recht erlangte Steu-

ervorteile des Auf-

traggebers: 

Gem. Anlage 1, 

Änderung der 

StDÜV,  Nr. 1: 

§ 6 Abs. 2 StDÜV-E: 

 „(2) Im Falle der 

nen Beweis des ersten Anscheins gesetzlich zu verankern (Abschnitt 5. 

Abs. 2 des BMF-Schreibens v. 16.11.2011). Danach ist davon auszuge-

hen, dass eine von einer Person oder Gesellschaft i.S.d. §§ 3, 4 StBerG 

übermittelte Steuererklärung tatsächlich von dem betreffenden Steuer-

pflichtigen genehmigt worden ist. Die gesetzliche Fixierung dieses Grund-

satzes dürfte die Position des Steuerberaters auch in steuerstraf- sowie 

haftungsrechtlichen Streitigkeiten stärken. 

2. Pflicht zur Abgabe der elektronischen Steuererklärung sowie die 

Abschaffung der komprimierten Steuererklärung 

Mit Blick auf die bereits eingetretene steuerstraf- und haftungsrechtliche 

Risikoverlagerung auf den Steuerberater dürfen die gesetzliche Erweite-

rung der Pflicht zur Abgabe der elektronischen Steuererklärung sowie die 

Abschaffung der komprimierten Steuererklärung aus Sicht des DStV nur 

ein langfristiges Ziel sein. Vorab sollte durch die Finanzverwaltung für ei-

nen gewissen Zeitraum evaluiert werden, in welchem Maße die Daten-

übermittlung im Wege der komprimierten Steuererklärung im Vergleich 

zum Authentifizierungsverfahren genutzt wird und wie sich diese Inan-

spruchnahme entwickelt. Darüber hinaus sollte abgewartet werden, wie die 

weiteren geplanten Optimierungen des elektronischen Besteuerungsver-

fahrens gelingen und in welchem Maße sie die freiwillige Inanspruchnahme 

der elektronischen Steuererklärung in der Praxis fördern. 

3. Streichung der schriftlichen Wahrheitsversicherung 

Schließlich sollte von der geplanten Streichung der schriftlichen Wahrheits-

versicherung durch den Steuerpflichtigen gem. § 150 Abs. 2 S. 2 AO so-

lange abgesehen werden, bis auch für die Überschusseinkünfte keine Pa-
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Abschnitt 3. des Konzepts: „Kommunikation mit den am Steuerverfahren Beteiligten“ 

 Thema Gesetzliche Maß-
nahme 

Untergesetzliche Maß-
nahme 

Rand
ziffer 

Stellungnahme 

Übermittlung im 

Auftrag (§ 1 Abs. 1 

S. 2) soll der Dritte 

die Daten dem Auf-

traggeber unverzüg-

lich in leicht nach-

prüfbarer Form zur 

Überprüfung zur 

Verfügung stellen. 

Der Auftraggeber 

hat die ihm zur Ver-

fügung gestellten 

Daten unverzüglich 

zu überprüfen. Ver-

zichtet der Dritte auf 

eine Zurverfügung-

stellung der von ihm 

für den Auftragge-

ber übermittelten 

Daten nach Satz 1, 

haftet er für dadurch 

verursachte Steuer-

verkürzungen und 

zu Unrecht erlangte 

Steuervorteile des 

Auftraggebers.“ 

pier-Steuererklärungen mehr abgegeben werden. Andernfalls entfiele trotz 

des gesetzlich vorgegebenen Unterschriftserfordernisses (§ 25 Abs. 3 

EStG) aus nicht nachvollziehbaren Gründen die schriftliche Wahrheitsver-

sicherung. 

4. Begründung 

Der gesetzliche Verzicht auf die Unterzeichnung der elektronischen Steu-

ererklärung durch den Steuerpflichtigen hat auf den Steuerberater zusätzli-

che haftungs- sowie steuerstrafrechtliche Risiken abgewälzt.  

Nach ständiger Rechtsprechung des BFH hat der Steuerpflichtige bisher 

durch seine eigenhändige Unterschrift die Verantwortung für die tatsächli-

chen Angaben in der Steuererklärung übernommen (vgl.: BFH v. 

10.10.1986, Az.: VI R 208/83; v. 14.01.1998, Az.: X R 84/95; v. 22.05.2007, 

Az.: IX R 55/06). Darüber hinaus stelle die unmittelbar auf dem Erklärungs-

vordruck geleistete Unterschrift sicher, dass sich der Steuerpflichtige über 

die Lückenlosigkeit und Richtigkeit der ggf. von einer dritten Person, insbe-

sondere seinem steuerlichen Berater, vorgenommenen Eintragungen und 

den Umfang der im Vordruck vorgesehenen Angaben vergewissern kann 

(vgl.: BFH, a.a.O.). Aufgrund der gesetzlichen Verpflichtung zur Unter-

zeichnung betonte der BFH die Qualität der Steuererklärung als (höchst-

)persönlich abzugebende Wissenserklärung (BFH, a.a.O.).  Fehlte die Un-

terschrift, war die Erklärung unwirksam (BFH, a.a.O.).  

Im Steuerstrafverfahren ist die Unterschrift ein wesentlicher Anknüpfungs-

punkt für die Tätereigenschaft bei der Steuerhinterziehung (vgl.: BGH v. 

03.08.1995, Az.: 5 StR 63/95; Ransiek in Kohlmann, Steuerstrafrecht,  

§ 370 AO, Rn. 107 ff.).    
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Abschnitt 3. des Konzepts: „Kommunikation mit den am Steuerverfahren Beteiligten“ 

 Thema Gesetzliche Maß-
nahme 

Untergesetzliche Maß-
nahme 

Rand
ziffer 

Stellungnahme 

 Mit der gesetzlichen Verpflichtung zur Abgabe der elektronischen Steuer-

erklärung (bisher) bei Gewinneinkünften und der Datenübermittlung im 

Wege des Authentifizierungsverfahrens haben der Gesetzgeber sowie die 

Finanzverwaltung auf die Unterschrift des Steuerpflichtigen verzichtet. 

Gem. § 150 Abs. 6 S. 3 AO soll das Verfahren zur elektronischen Übermitt-

lung nur noch die Authentizität des Datenübermittlers sowie die Vertrau-

lichkeit und die Integrität des elektronisch übermittelten Datensatzes ge-

währleisten. Damit werden bisher bedeutsame Funktionen der Unterschrift 

nicht übernommen. Mit dem Erfordernis der Authentizität soll lediglich si-

chergestellt werden, dass der behauptete auch der tatsächliche Absender 

ist. Das Erfordernis der Integrität dient allein der Gewährleistung, dass die 

übermittelten Daten auf dem Transport nicht verändert oder verfälscht wor-

den sind. Im Falle der Datenübermittlung durch den Steuerberater im We-

ge des Authentifizierungsverfahrens gilt er - und nicht der Steuerpflichtige - 

als Absender der Daten. Mangels Unterschrift bleiben in diesem Fall so-

wohl die steuerverfahrens- als auch steuerstrafrechtliche Verantwortung für 

die Wahrheitsgemäßheit, die Richtigkeit und Vollständigkeit der Daten als 

auch die Zurechnung im oben beschriebenen Sinne ungeklärt. 

Allerdings ist für einen Teilbereich der Steuererklärungen (für die Einkom-

men-, Gewerbe- und Umsatzsteuererklärungen) bisher noch - neben dem 

Authentifizierungsverfahren - alternativ die Datenübermittlung mit Abgabe 

einer komprimierten Steuererklärung zugelassen. Für diese Erklärungsform 

ist die Unterschrift des Steuerpflichtigen weiterhin maßgeblich. Hierbei ent-

fällt die Authentifizierung im Wege eines elektronischen Zertifikats. Man-

gels eindeutiger Identifizierbarkeit ist stattdessen nach der elektronischen 

Datenübermittlung eine komprimierte Steuererklärung vom Steuerpflichti-
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Abschnitt 3. des Konzepts: „Kommunikation mit den am Steuerverfahren Beteiligten“ 

 Thema Gesetzliche Maß-
nahme 

Untergesetzliche Maß-
nahme 

Rand
ziffer 

Stellungnahme 

gen zu unterzeichnen und beim zuständigen Finanzamt einzureichen.  

Zwar versucht die Finanzverwaltung dieser Rechtsunsicherheit im BMF-

Schreiben vom 16.11.2011 zur StDÜV zu begegnen. Danach soll für die 

Datenübermittlung im Auftrag nach den Grundsätzen des Beweises des 

ersten Anscheins davon auszugehen sein, dass eine von einer Person 

oder Gesellschaft i.S.d. §§ 3, 4 Steuerberatungsgesetz (StBerG) übermit-

telte Steuererklärung tatsächlich von dem betreffenden Steuerpflichtigen 

genehmigt worden ist (Abschnitt 5. Abs. 2 des BMF-Schreibens). Da Straf-

gerichte in Fällen der Steuerhinterziehung sowie Zivilgerichte in Haftungs-

fragen jedoch an die Vorgabe des BMF-Schreibens nicht gebunden sind, 

schützt diese untergesetzliche Regelung den Steuerberater nicht.  

Den Unsicherheiten im Rahmen des Authentifizierungsverfahrens begeg-

net der Steuerberater, indem er sich durch eine Freigabeerklärung vom 

Mandanten bestätigen lässt, dass der Inhalt der elektronischen Steuerer-

klärung bzw. E-Bilanz vollständig sowie richtig ist und die elektronische 

Übermittlung erfolgen darf. Des Weiteren dürfte eine Vielzahl von Steuer-

beratern zur Sicherheit – soweit technisch noch möglich - entweder die 

Datenübermittlung mit Abgabe einer komprimierten Steuererklärung oder 

aber – soweit gesetzlich erlaubt - die Abgabe von Papiererklärungen vor-

ziehen. Beide Vorgehensweisen haben zu organisatorischen Umstrukturie-

rungen sowie organisatorischem Mehraufwand in den Kanzleien geführt. 

3.1.1  Verbesserung 

der Ser-

vicequalität 

von ELSTER 

 Zur Erhöhung der ELS-

TER-Quote sowie der 

Verbesserung der Ser-

vicequalität sollen insbe-

20 Die geplanten Maßnahmen sind sehr zu begrüßen und dürften bei einer 

praxisnahen Umsetzung die Quote der elektronischen Steuererklärungen 

erhöhen. Da sie in ihrer Ausgestaltung im Einzelnen jedoch noch unbe-

stimmt sind, ist eine abschließende Beurteilung nicht möglich. Der DStV 
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Abschnitt 3. des Konzepts: „Kommunikation mit den am Steuerverfahren Beteiligten“ 

 Thema Gesetzliche Maß-
nahme 

Untergesetzliche Maß-
nahme 

Rand
ziffer 

Stellungnahme 

sondere dienen: 

- Vereinfachung der Au-

thentifizierung, 

- bessere Unterstützung 

bei der Erstellung der 

Steuererklärung ohne 

Erweiterung des Erklä-

rungsumfangs, 

- gezielte Hilfen zur Plau-

sibilisierung der Steuerer-

klärung, 

- verbesserte Verständ-

lichkeit der Plausibilitäts- 

und Fehlerhinweise für 

die Bürger. 

regt daher die Einbeziehung seiner Expertise in die künftigen Planungen 

an. 

Der DStV regt zudem als eine weitere Maßnahme zur Erhöhung der ELS-

TER-Quote langfristig an, im Rahmen der gesonderten und einheitlichen 

Feststellung von Grundlagen für die Einkommensbesteuerung die Erfas-

sung von mehr als 50 Beteiligten zu ermöglichen. Das Veranlagungsver-

fahren von Fondsgesellschaften, die in der Regel eine deutlich höhere An-

zahl von Beteiligten haben, würde dadurch erheblich erleichtert. 

 

3.1.2 Prüfung von 

Notwendig-

keit und Mög-

lichkeiten zur 

Angleichung 

der Internet-

portale BOP 

und EOP 

 Zur Schaffung einheitli-

cher Kommunikationswe-

ge soll die Angleichung 

der bisher heterogen ent-

wickelten Internetportale 

BOP und EOP sowie de-

ren Schnittstellen geprüft 

werden. Geplant sind 

- die Prüfung von Verein-

23 Die Schaffung einheitlicher Kommunikationswege und –standards begrüßt 

der DStV. Soweit sich Fragen rund um eine praxisnahe Umsetzung über 

die technischen Modalitäten hinaus ergeben, regt der DStV die Einbezie-

hung seiner Expertise an. 
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Abschnitt 3. des Konzepts: „Kommunikation mit den am Steuerverfahren Beteiligten“ 

 Thema Gesetzliche Maß-
nahme 

Untergesetzliche Maß-
nahme 

Rand
ziffer 

Stellungnahme 

heitlichungsmöglichkeiten, 

- die Prüfung von Ver-

knüpfungsmöglichkeiten 

in der Außendarstellung.  

3.2 Ausbau des 

Serviceange-

bots der sog. 

„vorausgefüll-

ten Steuerer-

klärung“ 

(vaSt) 

 Der Ausbau des Service-

angebots sowie die Stei-

gerung der Attraktivität 

könnte durch die Erweite-

rung um im Kenntnisbe-

reich der Finanzverwal-

tung liegender Informatio-

nen erreicht werden, wie 

beispielsweise : 

- KiSt-Zahlungen / Erstat-

tungen,  

- Zinsen auf Steuererstat-

tungen, 

- Grad der Behinderung. 

Voraussetzung für diese 

Zusammenführung von 

der ELSTER-

Steuerkontoabfrage und 

der VaSt ist, dass die ID-

Nr. korrekt zur aktuell 

26 / 

27 

Der DStV hat die Erweiterung der vaSt um die aufgezählten Informationen 

zur Steigerung ihrer Attraktivität im Vorwege angeregt und begrüßt daher 

die Planungen außerordentlich (vgl.: DStV-Übersicht „Aktuelle Themen zur 

Anpassung des Besteuerungsverfahrens an die elektronische Kommunika-

tion“ Stand: 02/2014).  

Zudem sollte geprüft werden, welche Informationen - über die Aufgezählten 

hinaus - der Finanzverwaltung noch vorliegen, die in die vaSt eingespielt 

werden können. 

Zur Steigerung der Attraktivität der Vollmachtsdatenbank (VDB) regt der 

DStV erneut an, die länderspezifischen Vollmachten für die Steuerkonten-

abfrage mit dem amtlichen Muster für die Vollmacht im Besteuerungsver-

fahren zusammenzuführen. In der Praxis sind derzeit mindestens drei 

Vollmachten im Auftragsverhältnis zwischen Mandant und Steuerberater 

für die elektronische Kommunikation notwendig, die zu bürokratischem 

Aufwand führen:  

- Amtliches Muster für Vollmacht im Besteuerungsverfahren für die VDB, 

- Länderspezifisches Formular für die Steuerkontoabfrage, 

- Vollmacht des Mandanten an Steuerberater für elektronische Datenüber-

mittlung an die Finanzverwaltung. 

http://www.dstv.de/download/038-14-me-modernisierung-besteuerungsverfahren-uebersicht
http://www.dstv.de/download/038-14-me-modernisierung-besteuerungsverfahren-uebersicht
http://www.dstv.de/download/038-14-me-modernisierung-besteuerungsverfahren-uebersicht
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Abschnitt 3. des Konzepts: „Kommunikation mit den am Steuerverfahren Beteiligten“ 

 Thema Gesetzliche Maß-
nahme 

Untergesetzliche Maß-
nahme 

Rand
ziffer 

Stellungnahme 

gültigen St-Nr. zugeordnet 

werden kann. Dafür müs-

sen das BZSt und die 

Länder ein IT-Verfahren 

entwickeln. 

(vgl.: DStV-Übersicht „Aktuelle Themen zur Anpassung des Besteuerungs-

verfahrens an die elektronische Kommunikation“ Stand: 02/2014) 

3.3.1 Freiwilliger 

elektroni-

scher Schrift-

verkehr  

 In ELSTER sollte eine 

Möglichkeit für die elekt-

ronische Übermittlung von 

strukturierten und frei 

formulierten Nachrichten 

für den Hin- und Rückweg 

geschaffen werden, ins-

besondere für 

- Änderungsanträge, 

- Einsprüche, 

- Anträge auf Aussetzung 

der Vollziehung. 

Für die Übermittlung sind 

eindeutige Zuordnungskri-

terien erforderlich, um 

eine Weiterverarbeitung 

bei den Finanzämtern zu 

gewährleisten. Dabei ist 

sicherzustellen, dass die 

31 / 

32 

Der DStV begrüßt den weiteren Ausbau der elektronischen Kommunikation 

als Angebot zur freiwilligen Nutzung durch Steuerpflichtige und Steuerbe-

rater ausdrücklich. Die geplanten Maßnahmen würden Medienbrüchen und 

den damit einhergehenden Aufwand deutlich reduzieren. Weiterhin sollte 

aber die Möglichkeit erhalten bleiben, den Schriftverkehr in Papierform 

abzuwickeln. 

Zur Vermeidung von haftungs- oder steuerstrafrechtlichen Risiken für die 

Steuerberater müsste bei der technischen Umsetzung allerdings zwingend 

die Einrichtung des Versands eines inhaltlich aussagekräftigen Sendepro-

tokolls vorgesehen werden. Ein Sendeprotokoll hätte zuvorderst die Funk-

tion einer Empfangsbestätigung.  Es würde den Nachweis über die Wah-

rung von Fristen erleichtern und in der Kanzlei organisatorischen Aufwand 

reduzieren.  

Darüber hinaus könnte das Sendeprotokoll als Ersatz für die derzeit in der 

Praxis gängige Kopie des Antrags- bzw. Einspruchsschreibens dienen. 

Dem Mandanten wird gegenwärtig als Beleg für die inhaltliche Überein-

stimmung des übermittelten Schreibens mit den mit ihm besprochenen 

Inhalten eine Kopie übermittelt.  

Darüber hinaus sollten die jeweiligen Begründungen im Fließtext abgege-

ben werden können und nicht durch verkennzifferte Felder strukturiert wer-

http://www.dstv.de/download/038-14-me-modernisierung-besteuerungsverfahren-uebersicht
http://www.dstv.de/download/038-14-me-modernisierung-besteuerungsverfahren-uebersicht
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Abschnitt 3. des Konzepts: „Kommunikation mit den am Steuerverfahren Beteiligten“ 

 Thema Gesetzliche Maß-
nahme 

Untergesetzliche Maß-
nahme 

Rand
ziffer 

Stellungnahme 

zuständige Finanzbehör-

de schnellstmöglich in-

formiert und dann ent-

sprechend auch tätig wird. 

den.   

Des Weiteren wäre langfristig die Ermöglichung der elektronischen Archi-

vierung sowie der Abrufbarkeit des geführten Schriftwechsels zur Steiger-

ung der Transparenz sowie zur Förderung der elektronischen Kommunika-

tion wünschenswert. Die könnte die Bereitschaft von Steuerpflichtiger so-

wie Steuerberatern zur Nutzung der elektronischen Kommunikation stei-

gern.  

 Pflicht zum 

elektroni-

schen 

Schriftverkehr  

Um den strukturier-

ten Schriftverkehr 

über das EOP zu 

forcieren sollten für 

folgende Personen 

gesetzliche Ver-

pflichtungen zur 

Übermittlung von 

ausgewählten Ge-

schäftsvorfällen 

(bspw. Rechtsbehel-

fe, Stundungsanträ-

ge, Anpassungsan-

träge für VZ) einge-

führt werden: 

- beratene Steuer-

pflichtige, 

- unberatene Steu-

 

 

 

 

 

  

33 

 

Soweit die geplanten, grundsätzlich kritisch zu sehenden gesetzlichen 

Pflichten eingeführt werden sollen, sollten aus Sicht des DStV folgende 

Maßnahmen unbedingt berücksichtigt werden: 

Für die Durchsetzung der Rechtspositionen des Steuerpflichtigen sind die 

Geschäftsvorfälle wie der Einspruch oder aber der Antrag auf Aussetzung 

der Vollziehung (AdV) besonders wichtig. Gerade aufgrund der Art und 

Weise, wie die vollmaschinelle Veranlagung derzeit rechtlich geplant ist 

(Ausschluss der Beratungspflicht seitens der Finanzverwaltung, Aus-

schluss der Begründung bei Abweichungen, usw.), gewinnt die genaue 

Prüfung der Steuerbescheide künftig an maßgeblicher Bedeutung. Es ist 

zu erwarten, dass die Anzahl der Einsprüche sich wesentlich erhöht. Umso 

wichtiger ist daher, dass die Technik als weiterer Akteur in dem bisher nur 

auf eine Dreier-Konstellation (Finanzverwaltung, Steuerpflichtiger, Steuer-

berater) angelegten Verfahrensrecht funktioniert. 

Vor der Einführung von gesetzlichen Pflichten müssten daher zwingend die 

technischen Voraussetzungen für einen reibungslosen Ablauf geschaffen 

werden. Darüber hinaus müsste zur Vermeidung von bürokratischem 

Mehraufwand sowie von haftungs- sowie steuerstrafrechtlichen Risiken für 



Stellungnahme S 02/15 zum Diskussionsentwurf zur „Modernisierung des Besteuerungsverfahrens“   
 

10 

Abschnitt 3. des Konzepts: „Kommunikation mit den am Steuerverfahren Beteiligten“ 

 Thema Gesetzliche Maß-
nahme 

Untergesetzliche Maß-
nahme 

Rand
ziffer 

Stellungnahme 

erpflichtige, die das 

EOP bereits freiwil-

lig nutzen bzw. nut-

zen müssen. 

die Steuerberater der elektronische Versand eines inhaltlich aussagekräfti-

gen Sendeprotokolls eingerichtet werden (s.o.).  

Zur Gewährleistung eines reibungslosen technischen Ablaufs vor Eintritt 

der gesetzlichen Pflichten bedarf es zudem einer Pilotphase (wie bei ELS-

tAM oder der E-Bilanz), in der die Fehleranfälligkeit des Systems mit den 

Verfahrensbeteiligten (Finanzverwaltung, Steuerpflichtige und Steuerbera-

ter) erprobt und technische Defizite behoben werden.  

Sollte die gesetzliche Grundlage bereits vor der technischen Einrichtung 

geschaffen werden, muss für die Durchführung der Pilotphase ein großzü-

giger Übergangszeitraums bis zum Inkrafttreten der gesetzlichen Pflichten 

vorgesehen werden. In diesem Sinne hat der BFH die Pflicht zur elektroni-

schen Abgabe der Anlage EÜR unter anderem für verhältnismäßig erach-

tet, da der Gesetzgeber einen hinreichenden Übergangszeitraum gewährt, 

indem sich Steuerpflichtige sowie Berater auf die Neuerungen einstellen 

konnten (BFH v. 16.11.2011, Az.: X R 18/09, Rz. 73 ff.)   

3.3.2 Elektronische 

Belege 

 ELSTER sollte um die 

Möglichkeit der elektroni-

schen Übermittlung von 

(nach Eingang der Steu-

ererklärung) angeforder-

ten Belegen, Erläuterun-

gen, Berechnungen etc. 

erweitert werden. Dabei 

sollten nicht nur einge-

scannte Papierbelege, 

35 

(siehe 

auch: 

Rz. 90 

ff.) 

Der DStV hat die Schaffung der Möglichkeit des elektronischen Belegver-

sands sowohl unmittelbar bei Übermittlung der elektronischen Steuererklä-

rung als aber auch im Nachgang auf Anforderung des Finanzamts zur Re-

duzierung von Medienbrüchen mehrfach angeregt und begrüßt daher die 

Planungen außerordentlich (vgl.: DStV-Eingabe S 14/12; DStV-Übersicht 

„Aktuelle Themen zur Anpassung des Besteuerungsverfahrens an die 

elektronische Kommunikation“ Stand: 02/2014). 

Die technische Umsetzung dieser Maßnahmen sollte angesichts ihrer ho-

hen Praxisrelevanz und ihrer Bedeutung für die geplante Korrekturnorm 

(§ 172a AO-E) sowie für die Erfüllung der Mitwirkungspflichten (siehe auch 

http://www.dstv.de/interessenvertretung/steuern/stellungnahmen-steuern/2012-s14-elektr.-esterklaerung-belege-vz-2012
http://www.dstv.de/download/038-14-me-modernisierung-besteuerungsverfahren-uebersicht
http://www.dstv.de/download/038-14-me-modernisierung-besteuerungsverfahren-uebersicht
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Abschnitt 3. des Konzepts: „Kommunikation mit den am Steuerverfahren Beteiligten“ 

 Thema Gesetzliche Maß-
nahme 

Untergesetzliche Maß-
nahme 

Rand
ziffer 

Stellungnahme 

sondern auch originär 

elektronisch erstellte Do-

kumente (z. B. elektro-

nisch signierte Rechnun-

gen) entgegengenommen 

werden können. 

Ein elektronischer Weg 

auch für freiwillig im Zu-

sammenhang mit der 

Steuererklärung einge-

reichte Belege etc. sollte 

ebenfalls ermöglicht wer-

den. 

 

die Abschnitte 4.1.1 / 4.2) bei der Projekt-Priorisierung im Rahmen von 

KONSENS besondere Berücksichtigung finden. Bei der technischen Um-

setzung wäre es wünschenswert, wenn die Möglichkeit geschaffen wird, 

dass den Anlagen der Steuererklärungen die jeweils dazu gehörenden 

Belege zugeordnet werden können.  

In diesem Zusammenhang regt der DStV erneut eine positive Resonanz 

der Finanzverwaltung seitens Bund und Länder bezüglich der vom DStV in 

Kooperation mit der Bundessteuerberaterkammer veröffentlichten Muster-

Verfahrensdokumentation zum sog. „ersetzenden Scannen“ an (vgl.: DStV-

Übersicht „Aktuelle Themen zur Anpassung des Besteuerungsverfahrens 

an die elektronische Kommunikation“ Stand: 02/2014). Zwar berührt diese 

nicht unmittelbar die elektronische Übermittlung von Belegen von Steuer-

pflichtigen, die ausschließlich Überschusseinkünfte erzielen. Dennoch ist 

die Muster-Verfahrensdokumentation im Kontext mit der fortschreitenden 

Digitalisierung und damit Modernisierung des Besteuerungsverfahrens zu 

sehen. Eine entsprechende Resonanz wäre für kleine und mittlere Unter-

nehmen, die ihre Bücher nach den GoBD zu führen haben, ein deutlicher 

Gewinn an Rechtssicherheit und damit ein wichtiger Beitrag zum Bürokra-

tieabbau.  

3.3.3 Elektronische 

Benachrichti-

gungen  

§ 87a Abs. 1 S. 4 A

O-E (vgl. Anlage 1): 

„Elektronische Be-

nachrichtigungen 

über die Bereitstel-

lung von Daten zum 

Zur Vereinfachung der 

Kommunikation sollte 

bestimmt werden, dass 

elektronische Benachrich-

tigungen (E-Mail) aus 

dem Verfahren ELSTER 

an die Bürger, Unterneh-

36 ff. Der geplanten Einführung der Rechtsgrundlage für den unverschlüsselten 

Versand von schlichten Benachrichtigungen ohne besonders schützens-

werte personenbezogene Daten sowie der Einrichtung der technischen 

Voraussetzungen ist zuzustimmen, da sie der Verfahrensvereinfachung 

dienen. 

 

http://www.dstv.de/download/gemeinsame-verfahrensbeschreibung
http://www.dstv.de/download/gemeinsame-verfahrensbeschreibung
http://www.dstv.de/download/038-14-me-modernisierung-besteuerungsverfahren-uebersicht
http://www.dstv.de/download/038-14-me-modernisierung-besteuerungsverfahren-uebersicht
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Abschnitt 3. des Konzepts: „Kommunikation mit den am Steuerverfahren Beteiligten“ 

 Thema Gesetzliche Maß-
nahme 

Untergesetzliche Maß-
nahme 

Rand
ziffer 

Stellungnahme 

Abruf oder über den 

Zugang den Fi-

nanzbehörden elekt-

ronisch übermittelter 

Daten dürfen auch 

ohne Verschlüsse-

lung übermittelt 

werden.“ 

men und deren Berater  

- über die Bereitstellung 

von steuerlichen Daten 

zum Abruf oder 

- über den Zugang der 

den Finanzbehörden 

elektronisch übermittelten 

Daten (Empfangsbestäti-

gung) 

ohne Verschlüsselung 

übermittelt werden dürfen. 

 

3.3.4 

+ 

3.3.5 

+ 

3.3.6 

Elektronische 

Steuerbe-

scheide, Ein-

spruchsent-

scheidungen 

sowie Prü-

fungsanord-

nungen 

§ 122 Abs. 2b AO-E 

(vgl. Anlage 1): 

„(2b) Mit Zustim-

mung des Steuer-

pflichtigen können 

Verwaltungsakte 

bekannt gegeben 

werden, indem sie 

dem Steuerpflichti-

gen oder einem von 

ihm benannten Drit-

ten zum Datenabruf 

durch Datenfern-

 38 ff. / 

42 ff. / 

45 ff. 

Die geplante Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für die elektronische 

Bekanntgabe von Steuerbescheiden, Einspruchsentscheidungen oder Prü-

fungsanordnungen über ELSTER (neben der bereits bestehenden Be-

kanntgaberegelung zur Versendung von Verwaltungsakten via E-Mail oder 

Telefax, § 122 Abs. 2a AO) ist zur Reduzierung von Medienbrüchen sinn-

voll. Der DStV hat diese Überlegungen angeregt und begrüßt sie daher 

sehr (vgl.: DStV-Übersicht „Aktuelle Themen zur Anpassung des Besteue-

rungsverfahrens an die elektronische Kommunikation“ Stand: 02/2014). 

Unter Berücksichtigung der derzeit bestehenden technisch bedenklichen 

Situation in der Praxis warnt der DStV vorsorglich vor der Einführung einer 

gesetzlichen Verpflichtung zur elektronischen Bekanntgabe von Verwal-

tungsakten. Der gegenwärtige praktische Prozessablauf beim elektroni-

schen Steuerbescheid ist ein fehleranfälliger Kreislauf. Wie von der DATEV 

http://www.dstv.de/download/038-14-me-modernisierung-besteuerungsverfahren-uebersicht
http://www.dstv.de/download/038-14-me-modernisierung-besteuerungsverfahren-uebersicht
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Abschnitt 3. des Konzepts: „Kommunikation mit den am Steuerverfahren Beteiligten“ 

 Thema Gesetzliche Maß-
nahme 

Untergesetzliche Maß-
nahme 

Rand
ziffer 

Stellungnahme 

übertragung bereit-

gestellt werden. Für 

den Abruf hat sich 

die abrufberechtigte 

Person zu authenti-

fizieren. Der Verwal-

tungsakt gilt am 

dritten Tag nach der 

Absendung der 

elektronischen Be-

nachrichtigung an 

den Abrufberechtig-

ten, dass der Ver-

waltungsakt zum 

Abruf bereit steht, 

als bekannt gege-

ben. Satz 3 gilt 

nicht, wenn die Be-

nachrichtigung nicht 

oder zu einem spä-

teren Zeitpunkt zu-

gegangen ist; im 

Zweifel hat die Be-

hörde den Zugang 

der Benachrichti-

gung und den Zeit-

punkt des Zugangs 

im Rahmen eines Schaubilds als Hintergrundinformation aufgezeigt, bricht 

der Kreislauf in sich zusammen, sobald ein Beteiligter ausfällt und es 

kommt zu Verzögerungen oder Ausfällen in der Bereitstellung bzw. Weiter-

verarbeitung. Derzeit kommt es noch in einer ganzen Reihe von Bundes-

ländern zu Problemen bei der elektronischen Übermittlung von Bescheid-

daten (vgl.: DATEV-Übersicht zu „Aktuelle Situation bei der Bescheidda-

tenübermittlung in den Bundesländern“, Dok.-Nr.: 1014648, Stand: 

24.12.2014). Im Weiteren verweist der DStV insoweit auf seine Anregun-

gen zur Einführung von gesetzlichen Pflichten für den elektronischen 

Schriftverkehr wie insbesondere Einspruch und AdV (vgl.: Abschnitt 3.3.1) 

Zur Steigerung der Attraktivität des elektronischen Steuerbescheids regt 

der DStV eine zeitnahe Lösung der bestehenden technischen Schwierig-

keiten bei der Datenübermittlung von Steuerbescheiden an sowie die Ein-

richtung eines reibungslosen Prozesses für die Einspruchsentscheidung 

und die Prüfungsanordnung.  

Die in dem Entwurf eines neuen § 122 Abs. 2b AO angelegte Freiwilligkeit 

sowie Verantwortungsverteilung sind ein Minimum an lastengleicher Aus-

gestaltung. Dieser Regelungsbereich muss mit besonderer Sensibilität 

ausgestaltet werden, da der Zeitpunkt der Bekanntgabe der maßgebliche 

Anknüpfungspunkt für den Fristbeginn des Einspruchs bzw. einer Klage 

und damit für die Geltendmachung von bedeutenden Rechtspositionen des 

Steuerpflichtigen darstellt.  

Zu den Aspekten „Zustimmung“ sowie „Bekanntgabe“ gibt der DStV Fol-

gendes zu bedenken:  

 

http://www.datev.de/dnlexos/mobile/document.aspx?consumer=webApp&document=1014648
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Abschnitt 3. des Konzepts: „Kommunikation mit den am Steuerverfahren Beteiligten“ 

 Thema Gesetzliche Maß-
nahme 

Untergesetzliche Maß-
nahme 

Rand
ziffer 

Stellungnahme 

nachzuweisen. In 

den Fällen des Sat-

zes 4 ist der Verwal-

tungsakt abwei-

chend von § 87a 

Abs. 1 Satz 2 zu 

dem Zeitpunkt zu-

gegangen, in dem 

die abrufberechtigte 

Person den Daten-

abruf durchgeführt 

hat.“ 

§ 157 Abs. 1 AO-E 

(vgl. Anlage 1):   

„Steuerbescheide 

sind schriftlich oder 

elektronisch be-

kanntzugeben, so-

weit nichts anderes 

bestimmt ist. Sie 

müssen die festge-

setzte Steuer nach 

Art und Betrag be-

zeichnen und ange-

ben, wer die Steuer 

schuldet. Ihnen ist 

1. Erweiterung der amtlichen Mustervollmacht um Zustimmungsvoll-

macht 

Der DStV regt zur Reduzierung des organisatorischen Aufwands und zur 

Steigerung der Attraktivität der vaSt sowie der Benutzung der Vollmachts-

datenbank an, dass die amtliche Mustervollmacht um die Vollmacht für die 

Abgabe der Zustimmungserklärung erweitert wird.  

Übernimmt ein Steuerberater den Abruf der Daten eines Verwaltungsakts 

und sollte die Erklärung der Zustimmung beispielsweise in Form eines An-

kreuzfeldes in ELSTER ausgestaltet werden, würde dies zu einer Voll-

macht (zur Erklärung der Zustimmung in Namen des Mandanten) führen, 

die der Steuerpflichtige dem Steuerberater ausstellen müsste. Damit träte 

eine weitere Erhöhung der Anzahl der Vollmachten, die der Steuerpflichtige 

dem Steuerberater zu erteilen hat, und folglich eine Erhöhung des Bürokra-

tie- sowie Aufklärungsaufwands im Kanzleialltag ein. Beispielsweise müss-

te die Erteilung der Zustimmung jährlich in Kombination mit der Frei-

gabeerklärung für die elektronisch zu übermittelnde Steuererklärung beim 

Mandanten abgefragt werden. In diesem Zusammenhang müsste der 

Steuerberater dem Mandanten zudem erklären, warum die Abfrage not-

wendig ist und welche Folgen sich aus der Zustimmung ergeben. Darüber 

hinaus müsste mit dem Mandanten geklärt werden, für welche Verwal-

tungsakte die Vollmacht erteilt wird, ob nur für die Steuerbescheide oder 

aber auch für sonstige Verwaltungsakte. 

Der DStV erachtet das Erfordernis der Zustimmungserklärung trotz des 

eintretenden Mehraufwands für die Kanzleien vor der oben beschriebenen 

Ausgangslage in der Praxis für unerlässlich. 



Stellungnahme S 02/15 zum Diskussionsentwurf zur „Modernisierung des Besteuerungsverfahrens“   
 

15 

Abschnitt 3. des Konzepts: „Kommunikation mit den am Steuerverfahren Beteiligten“ 

 Thema Gesetzliche Maß-
nahme 

Untergesetzliche Maß-
nahme 

Rand
ziffer 

Stellungnahme 

außerdem eine Be-

lehrung darüber 

beizufügen, welcher 

Rechtsbehelf zuläs-

sig ist und binnen 

welcher Frist und 

bei welcher Behörde 

er einzulegen ist.“ 

§ 366 AO-E (vgl. 

Anlage 1): 

„Die Einspruchsent-

scheidung ist zu 

begründen, mit ei-

ner Rechtsbehelfs-

belehrung zu verse-

hen und den Betei-

ligten schriftlich oder 

elektronisch be-

kannt zu geben.“ 

§ 196 AO-E (vgl. 

Anlage 1): 

„Die Finanzbehörde 

bestimmt den Um-

fang der Außenprü-

fung in einer schrift-

2. Einschränkung der Zustimmung in zeitlicher sowie sachlicher Hin-

sicht 

Der DStV regt die rechtliche sowie technische Prüfung an, wie sich die 

Zustimmung auf bestimmte Verwaltungsakte sowie in zeitlicher Hinsicht 

einschränken lässt. Darüber hinaus sollte die gesetzliche Regelung eines 

Widerrufsrechts geprüft sowie ggf. eingeführt werden. 

Nach dem geplanten § 122 Abs. 2b AO-E gilt die Zustimmung für alle Ver-

waltungsakte im Sinne der AO und ist als „Dauer“-Erklärung ausgestaltet. 

Dies trägt nicht in jeder Hinsicht den Bedürfnissen der Beratungspraxis und 

dabei insbesondere dem zwischen dem Steuerpflichtigen und dem Steuer-

berater vereinbarten Mandatsumfang Rechnung. Sollte beispielsweise 

künftig auch die Übermittlung von Verwaltungsakten im Rahmen des Voll-

streckungsverfahrens geplant werden, bestünde ggf. in der Praxis das Be-

dürfnis, dass diese dem Steuerpflichtigen direkt bekannt gegeben werden. 

Eine entsprechende Trennung sieht die amtliche Mustervollmacht für die 

vaSt ebenfalls vor, indem in ihr die Vollmacht für das Erhebungsverfahren 

(einschließlich des Vollstreckungsverfahrens) ausgeschlossen werden 

kann.  

3. Regelung zur elektronischen Bekanntgabe 

Der DStV regt an, den in §§ 157, 366, 196 AO-E neu eingefügten Begriff 

der „elektronischen Bekanntgabe“ präziser zu fassen. Aus den geplanten 

Regelungen geht nicht eindeutig hervor, ob mit der elektronischen Be-

kanntgabe die Bekanntgabe gem. § 122 Abs. 2a AO oder gem. § 122 Abs. 

2b AO-E oder beide Arten der Bekanntgabe gemeint sind. In letzterem Fall 

wäre zur Klarstellung auch eine Ergänzung in § 122 Abs. 2b AO-E um „.. 
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Abschnitt 3. des Konzepts: „Kommunikation mit den am Steuerverfahren Beteiligten“ 

 Thema Gesetzliche Maß-
nahme 

Untergesetzliche Maß-
nahme 

Rand
ziffer 

Stellungnahme 

lich oder elektro-

nisch bekannt zu-

gebenden Prü-

fungsanordnung mit 

Rechtsbehelfsbeleh-

rung (§ 356).“ 

elektronisch bekannt gegeben werden, …“ denkbar.  

Die geplante Bekanntgabefiktion entspricht in zeitlicher Hinsicht der Vor-

schrift, die für die im Inland versandten „Papier“-Verwaltungsakte gilt (§ 

122 Abs. 2 Nr. 1 AO). Insoweit bestehen aus Sicht des DStV keine Ein-

wände. 

Der DStV stimmt ebenso der geplanten Ausnahme von der Bekannt-

gabefiktion (Benachrichtigung geht nicht oder zu einem späteren Zeitpunkt 

zu) sowie der Beweislastverteilung (Behörde muss den Zugang und den 

Zeitpunkt des Zugangs nachweisen) gemäß Satz 4 zu. Sie entsprechen 

der geltenden Regelung für via Post übermittelte Verwaltungsakte. Die 

ausdrückliche Feststellung der Beweislast der Finanzverwaltung für den 

Zugang der Benachrichtigung sowie dessen Zeitpunkt entspricht zudem 

den allgemein geltenden Grundsätzen zur Beweislast für den Zugang von 

Willenserklärungen und fördert insbesondere im elektronischen Verfahren 

die Lastengleichheit.  

Zu begrüßen ist die in § 122 Abs. 2b S. 5 AO-E vorgesehene Ausnahme zu 

§ 87a Abs. 1 S. 2 AO. Derzeit gilt ein elektronisches Dokument als zuge-

gangen, sobald die für den Empfang bestimmte Einrichtung es in für den 

Empfänger bearbeitbarer Weise aufgezeichnet hat, ohne dass der Emp-

fänger es tatsächlich zur Kenntnis nimmt. Dieser Zeitpunkt würde der ge-

wichtigen Bedeutung des Beginns des Fristlaufs bei Rechtsbehelfen nicht 

gerecht und würde im Übrigen nicht in die Systematik des § 122 AO pas-

sen. Das Abstellen auf den Datenabruf in ELSTER dürfte ein praxisnahes 

Kriterium sein, da dieser Zeitpunkt sich technisch darstellen ließe. Die den 

Steuerpflichtigen bzw. seinen Berater bisher treffende Darlegungslast für 

einen späteren Eingang des Verwaltungsakts dürfte so leichter zu erfüllen 
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Abschnitt 3. des Konzepts: „Kommunikation mit den am Steuerverfahren Beteiligten“ 

 Thema Gesetzliche Maß-
nahme 

Untergesetzliche Maß-
nahme 

Rand
ziffer 

Stellungnahme 

sein.   

3.3.7 Elektronische 

Rückübermitt-

lung der Be-

scheiddaten 

 Die Rückübermittlung der 

Bescheiddaten sollte er-

weitert werden (weitere 

Aufschlüsselung der Be-

steuerungsgrundlagen 

über die Darstellung im 

Steuerbescheid hinaus 

zum Abgleich mit den 

Erklärungsdaten). 

47 ff. Die geplante untergesetzliche Maßnahme ist sehr zu begrüßen, da sie eine 

deutliche Erleichterung für die Prüfung des Steuerbescheids bedeuten 

würde. 

3.3.8  Elektroni-

sches LSt-

Ermäßi-

gungsverfah-

ren sowie 

zweijährige 

Gültigkeit des 

Faktors 

§§ 39a, 39f, 52 

EStG-E (vgl. Anlage 

1) 

Ein elektronisches Lohn-

steuer-

Ermäßigungsverfahren 

sollte eingeführt werden. 

49 ff. Der DStV begrüßt die Planung, für das Lohnsteuer-Ermäßigungsverfahren 

die Möglichkeit einer elektronischen Antragsübermittlung einzurichten. 

Damit wird ein Medienbruch im bereits weitgehend umgesetzten Verfahren 

der ELStAM beseitigt.  

3.4 Verzicht auf 

die Abfrage 

von Daten in 

den Steuerer-

klärungsfor-

mularen, die 

 Als weiterer Baustein zur 

Vereinfachung des Be-

steuerungsverfahrens ist 

ein grundsätzlicher Ver-

zicht auf die Abfrage der 

Daten von Dritten in den 

57 Den angedachten Verzicht auf die Abfrage der Daten von Dritten in den 

Steuererklärungsformularen sieht der DStV kritisch. Zu den Ausführungen 

des Diskussionsentwurfs erlaubt sich der DStV im Detail folgende Anmer-

kungen: 
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Abschnitt 3. des Konzepts: „Kommunikation mit den am Steuerverfahren Beteiligten“ 

 Thema Gesetzliche Maß-
nahme 

Untergesetzliche Maß-
nahme 

Rand
ziffer 

Stellungnahme 

von Dritten an 

die Steuer-

verwaltung zu 

übermitteln 

sind 

Steuererklärungsformula-

ren erstrebenswert. Es 

soll Folgendes gelten:  

- Der Bürger muss von 

den Dritten über die 

übermittelten Daten in-

formiert werden. 

- Die Finanzverwaltung 

muss dem Bürger die 

Daten über ELSTER zur 

Ansicht zur Verfügung 

stellen, damit er vor Ab-

gabe der Steuererklärung 

die Richtigkeit der Daten 

überprüfen und diese 

Daten für seine ESt-

Probeberechnung nutzen 

kann. 

- Der Bürger soll seiner 

Erklärungspflicht durch 

eine bereits vorformulierte 

(aber „abwählbare“) Be-

stätigung der Richtigkeit 

der übermittelten Besteu-

erungsgrundlagen nach-

1. Information des Dritten an den Steuerpflichtigen über die übermit-

telten Daten 

Der DStV stimmt dem Entwurf zu, als der Steuerpflichtige über die übermit-

telten Daten informiert werden muss, um sie prüfen zu können. Diese In-

formation kann der Steuerpflichtige grundsätzlich entweder von der Fi-

nanzverwaltung resultierend aus ihrer Hinweispflicht (§ 89 Abs. 1 AO) oder 

aber von dem Dritten mitgeteilt werden. Die insoweit geplante Regelung 

gem. § 91a Abs. 1 S. 1 Nr. 3 AO-E, wonach die mitteilungspflichtige Stelle 

den Steuerpflichtigen darüber zu informieren hat, welche Daten sie an die 

Finanzbehörde übermittelt hat, ist eine mögliche Lösung. Dieser stimmt der 

DStV zu.  

2. Bereitstellung der Daten in ELSTER zur Ansicht 

Der DStV erachtet die Zurverfügungstellung der Daten via ELSTER vor 

Abgabe der Steuererklärung als zwingend. Andernfalls könnte der Steuer-

pflichtige seiner Pflicht zur Abgabe von wahrheitsgemäßen, vollständigen 

sowie richtigen Angaben nicht nachkommen (§ 150 Abs. 2 AO). Dies setzt 

voraus, dass die Angaben für den Steuerpflichtigen im Formular eindeutig 

und detailliert sichtbar sind. Darüber hinaus bedarf es technisch einer prä-

zisen Aufschlüsselung, damit - wie im Diskussionsentwurf vorgesehen – 

die Steuerproberechnung durchgeführt werden kann. 

3. Vorformulierte Abwählbarkeit  

Das im Diskussionsentwurf vorgesehene „Regel-Ausnahme-Verhältnis“ für 

die Bestätigung der Daten sieht der DStV kritisch. Es sollte umgekehrt 

werden. Statt das System technisch so einzurichten, dass eine vorformu-

lierte Bestätigung abwählbar ist, müsste eine aktive Bestätigung der Daten 
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Abschnitt 3. des Konzepts: „Kommunikation mit den am Steuerverfahren Beteiligten“ 

 Thema Gesetzliche Maß-
nahme 

Untergesetzliche Maß-
nahme 

Rand
ziffer 

Stellungnahme 

kommen. 

- In besonderen Fallge-

staltungen soll die Ände-

rung der Zuordnung be-

tragsmäßig zutreffend 

übermittelter Daten zu 

einer Person möglich sein 

(z. B. Beträge für die 

KV/PV eines volljährigen, 

aber noch in der Berufs-

ausbildung befindlichen 

Kindes). 

- Die Änderung der vom 

Dritten übermittelten Da-

ten muss zur Erklärung 

von abweichenden Abga-

ben weiterhin möglich 

sein. In diesem Fall muss 

die Finanzbehörde wie 

bisher in geeigneter Wei-

se die Sachlage aufklä-

ren. 

- Wenn der Bürger fest-

stellt, dass die zu seiner 

Person übermittelten Da-

ten unrichtig sind, sollte 

der Dritten vorgesehen werde. Sollte diese Bestätigung nicht gegeben 

werden, dann würden die Daten des Dritten nicht in die Steuererklärung 

übernommen. Die „abwählbare“ Bestätigung birgt die Gefahr, dass der 

Steuerpflichtige die Richtigkeit der Daten nur unzureichend prüft und der 

Einfachheit halber über die vorgegebenen Zahlen hinweggeht. Sollten die 

Daten nur abwählbar sein und sonst grundsätzlich zugrunde gelegt wer-

den, bekämen sie faktisch die Qualität eines Grundlagenbescheids. Diese 

Wirkung würde dem Diskussionsentwurf widersprechen, der hervorhebt, 

dass die vom Dritten übermittelten gerade nicht die Bindung eines Grund-

lagenbescheids haben. 

4. Änderbarkeit der vom Dritten übermittelten Daten  

Auch die Änderbarkeit der Daten des Dritten muss weiterhin ermöglicht 

werden. Andernfalls würde die Pflicht des Steuerpflichtigen eingeschränkt, 

die aus seiner Sicht vollständigen sowie richtigen Angaben abzugeben. 

5. Aufklärung der Sachlage durch die Finanzverwaltung  

Dem Hinweis im Diskussionsentwurf dahingehend, dass die Finanzverwal-

tung bei Abweichungen die Sachlage aufklären muss, stimmt der DStV 

unter Verweis auf den weiterhin geltenden Amtsermittlungsgrundsatz 

nachdrücklich zu. Damit die Daten des Dritten nicht automatisch über-

nommen werden und so faktisch die Wirkung eines Grundlagenbescheids 

erhielten, sollten Abweichungen im Rahmen der vollmaschinellen Veranla-

gung eine Aussteuerung mit anschließender personeller Prüfung sowie 

Aufklärung der Gründe für die Abweichung bewirken. Den dem obigen 

Hinweis widersprechenden Vorschlag des Diskussionsentwurfs, dass sich 

der Steuerpflichtige bei unrichtiger Datenübermittlung zwecks Klärung der 
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Abschnitt 3. des Konzepts: „Kommunikation mit den am Steuerverfahren Beteiligten“ 

 Thema Gesetzliche Maß-
nahme 

Untergesetzliche Maß-
nahme 

Rand
ziffer 

Stellungnahme 

(Empfehlung) er sich 

zwecks Klärung der Sach-

lage nach Möglichkeit 

zunächst an den übermitt-

lungspflichtigen Dritten 

wenden. 

Sachlage zunächst an den Dritten wenden soll, lehnt der DStV ab. 

Die vom DStV angeregte Aussteuerung würde als Ausprägung des Amts-

ermittlungsgrundsatzes gewährleisten, dass nicht grundlos von den Erklä-

rungen des Steuerpflichtigen abgewichen wird. Sie würde zugleich eine 

Verbesserung zur derzeitigen Situation in der Praxis bedeuten. Obwohl die 

Daten des Dritten oft noch fehlerbehaftet sind, werden sie gegenwärtig 

überwiegend den Veranlagungen ohne weitere Ermittlungen seitens der 

Finanzverwaltung zugrunde gelegt. Mangels einer detaillierten Aufschlüs-

selung der Abweichung in den Begründungen der Steuerbescheide wird 

dem Steuerpflichtigen sowie seinem Berater zudem deren Prüfung er-

schwert. In der Regel erfolgt dann im Einspruchsverfahren eine mühselige, 

zeitintensive Aufklärung durch den Steuerpflichtigen oder seinen Steuerbe-

rater. Mit der vorgeschlagenen Aussteuerung würde diese gelebte Abwäl-

zung der Sachverhaltsaufklärung auf den Steuerpflichtigen, der seinen 

Mitwirkungspflichten durch die Erklärung der ihm bekannten Angaben in 

ausreichendem Maße erfüllt hat, zurück gedreht.   

Sollte die angeregte Aussteuerung technisch nicht umgesetzt werden, soll-

ten die Angaben des Steuerpflichtigen der Veranlagung zugrunde gelegt 

werden. 

6. Ergänzende Anregung: Sendeprotokoll 

Über die Daten sollte ein Sendeprotokoll mit genauem Ausweis der über-

mittelten Beträge sowie dem Übertragungszeitpunkt vorgesehen werden. 

Dies wäre unter anderem sinnvoll, um Belastungen im Mandatsverhältnis 

zu vermeiden. Sollten sich die Werte im Datenpool nach Absendung der 

zutreffend Erklärten und vor Erlass des Steuerbescheides ändern, stünde 
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Abschnitt 3. des Konzepts: „Kommunikation mit den am Steuerverfahren Beteiligten“ 

 Thema Gesetzliche Maß-
nahme 

Untergesetzliche Maß-
nahme 

Rand
ziffer 

Stellungnahme 

u.a. die Verantwortung für die abweichende Steuerfestsetzung in Frage.  

3.5 Rechtzeitige 

Bereitstellung 

von Steuer-

formularen 

 Die Steuerformulare und 

die entsprechenden ELS-

TER-Produkte (Elster-

Formular und / oder EOP) 

werden zurzeit nicht im-

mer bis zum Ablauf des 

jeweiligen Veranlagungs-

zeitraums bereitgestellt. 

Ursache hierfür sind auch 

gesetzliche Änderungen, 

die erst spät im Jahr ver-

kündet werden, so dass 

die anschließende Erar-

beitung der daraus resul-

tierenden fachlichen Vor-

gaben für die Steuerfor-

mulare und die danach 

notwendige technische 

Umsetzung in ELSTER 

nicht mehr rechtzeitig 

abgeschlossen werden 

können. Die Bereitstellung 

der Steuerformulare spä-

testens zum Ablauf des 

jeweiligen Veranlagungs-

59 

 

Der DStV begrüßt die Überlegungen zu der mehrfach von ihm angeregten 

rechtzeitigen Bereitstellung der Steuererklärungsformulare außerordentlich 

(vgl.: DStV-Übersicht „Aktuelle Themen zur Anpassung des Besteuerungs-

verfahrens an die elektronische Kommunikation“ Stand: 02/2014).  

Gerade mit Blick auf das in Anlage 4 des Diskussionsentwurfs vorgesehe-

ne Fristenkonzept zur Abgabe von Steuererklärungen sollte diese unterge-

setzliche Maßnahme im Rahmen von KONSENS eine hohe Priorität erhal-

ten. Sie wäre ein maßgeblicher Beitrag zur kontinuierlichen Bearbeitung 

der Erklärungen in den Kanzleien und damit auch der Bearbeitungsmög-

lichkeit der Finanzverwaltung.   

Mit Blick auf die im Diskussionsentwurf ausgeführte Ursache für die späte 

Bereitstellung verweist der DStV erneut auf seine jahrelange Forderung 

nach planbaren Steuergesetzen. Sie würden den Steuerpflichtigen nicht 

nur die Planungssicherheit für langfristige Dispositionen gewähren, son-

dern könnten auch die angestrebte Modernisierung des Besteuerungsver-

fahrens fördern. Der DStV regt insoweit Vorlaufzeiten von mindestens drei 

bis sechs Monaten an. 

http://www.dstv.de/download/038-14-me-modernisierung-besteuerungsverfahren-uebersicht
http://www.dstv.de/download/038-14-me-modernisierung-besteuerungsverfahren-uebersicht
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Abschnitt 3. des Konzepts: „Kommunikation mit den am Steuerverfahren Beteiligten“ 

 Thema Gesetzliche Maß-
nahme 

Untergesetzliche Maß-
nahme 

Rand
ziffer 

Stellungnahme 

zeitraums (gilt damit auch 

für die elektronischen 

Formulare) wäre wün-

schenswert. 

3.6 Erweiterung 

des Zugriffs 

der Steuer-

pflichtigen 

auf bei der 

Steuerverwal-

tung vorlie-

gende Daten 

 

 Mit der Erweiterung des 

elektronischen Zugriffs 

der Steuerpflichtigen auf 

die zu ihrer Person ge-

speicherten Daten kann 

die Steuerverwaltung ei-

nen zusätzlichen Service 

anbieten. Als weitere 

Ausbaustufe wäre auch 

die elektronische Weiter-

gabe von z. B. Steuerbe-

scheiden an andere Be-

hörden für Nachweiszwe-

cke denkbar. Speziell die 

Möglichkeit des Abrufs 

der „verbindlichen“ E-

Bilanz, die der Veranla-

gung zu Grunde gelegen 

hat, ist für die Unterneh-

men mit Erleichterungen 

und mehr Rechtssicher-

heit verbunden. 

60 ff. Der geplanten Erweiterung des elektronischen Zugriffs stimmt der DStV zu, 

da sie die Akzeptanz für die vermehrte Datenspeicherung steigern dürfte. 

Insbesondere die Überlegungen zur Eröffnung der Abrufbarkeit der E-

Bilanz sind zu begrüßen.  

Der DStV regt darüber hinaus zur Reduzierung von Haftungsrisiken für die 

Steuerberater ein inhaltlich aussagekräftigeres Sendeprotokoll für die 

übermittelte E-Bilanz an. Das von ELSTER gegenwärtig ausgegebene Da-

ten-Übertragungsprotokoll enthält lediglich das Sendedatum nebst Uhrzeit 

sowie die Steuernummer des Steuerpflichtigen und das Finanzamt, bein-

haltet darüber hinaus aber keine Werte. In Zweifelsfragen kann der Steu-

erberater dem Mandanten insoweit nicht belegen, dass er die mit ihm ab-

gestimmten Daten übermittelt hat. 
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Abschnitt 4. des Konzepts: „Optimierung der Einkommensteuerveranlagung“ 

 Thema Gesetzliche Maß-

nahme 

Untergesetzliche Maß-

nahme 

Rand-

ziffer 

Stellungnahme 

4.1 Erhöhung des 

Anteils voll-

maschinell 

bearbeiteten 

Einkommen-

steuererklä-

rung / Risi-

komanage-

mentsystem  

§ 88 Abs. 5 AO-E 

(vgl. Anlage 1):  

„Die Finanzbehör-

den können bei der 

Ermittlung und Be-

wertung des Sach-

verhalts automati-

onsgestützte Sys-

teme zur Bewertung 

der Notwendigkeit 

weiterer Ermittlun-

gen für eine gleich-

mäßige und ge-

setzmäßige Steuer-

festsetzung und 

Anrechnung von 

Steuerabzugsbeträ-

gen einsetzen (Risi-

komanagementsys-

teme). Dabei soll 

auch der Grundsatz 

der Wirtschaftlich-

keit der Verwaltung 

berücksichtigt wer-

Das bestehende Hinweis-

system sollte überarbeitet 

(Koordination und Opti-

mierung der Abbruch- und 

Risikohinweise sowie der 

Prüfhinweise aus den 

Fachverfahren und aus 

CLAUDIA) und konse-

quent weiterentwickelt 

werden.  

Elektronische und digitali-

sierte Steuererklärungen 

sollen nur unter Risikoge-

sichtspunkten – ein-

schließlich Turnusprü-

fung, Zufallsauswahl und 

personeller Vorauswahl 

des Falls – „angehalten“ 

werden. 

65 1. Gesetzliche Grundlage für RMS 

Die Einführung einer gesetzlichen Grundlage für Risikomanagementsys-

teme (RMS) ist konsequent, da die RMS inzwischen in sämtlichen Län-

der eingesetzt werden (vgl.: Antwort des Parlamentarischen Staatssek-

retärs Hartmut Koschyk v. 06.09.2011, BT-Drs. 17/6954, S. 36). Der 

DStV erachtet den Einsatz von RMS im Massenveranlagungsverfahren 

als Mittel zur Annäherung an den Grundsatz der Gleichmäßigkeit der 

Besteuerung  nach Art. 3 Abs. 1 GG grundsätzlich für sinnvoll. Dieser 

verlangt, gleiche Sachverhalte gleich zu besteuern. Mangels personeller 

Ressourcen in der Finanzverwaltung kann dieses Ziel bereits gegenwär-

tig nur annähernd verwirklicht werden. Zudem dürfte sich künftig die 

tatsächliche Prüfungsdichte durch haushaltsbedingte Personalreduzie-

rung in der Finanzverwaltung, den demografischen Wandel und die 

gleichbleibende Auslastung im Massenveranlagungsverfahren stetig 

verringern. Eine automatisierte Verifikation aller Steuererklärungen und 

die Konzentration auf risikobehaftete Steuerfälle erscheinen vor diesem 

Hintergrund geeignet, die Gleichmäßigkeit der Besteuerung langfristig 

zu sichern. Ziel sollte es zudem sein, den Einsatz der personellen Kapa-

zitäten effizienter zu gestalten. 

2. Festschreibung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit 

Die gesetzliche Verankerung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit der 

Verwaltung in § 88 Abs. 5 S. 2 AO-E sieht der DStV kritisch, da unge-

wiss ist, welche Konsequenzen sich für die Praxis künftig ergeben und 

ob sie zu Lasten des Steuerpflichtigen und der Steuerberater gehen. In 
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Abschnitt 4. des Konzepts: „Optimierung der Einkommensteuerveranlagung“ 

 Thema Gesetzliche Maß-

nahme 

Untergesetzliche Maß-

nahme 

Rand-

ziffer 

Stellungnahme 

den. Das Risikoma-

nagement muss 

folgende Mindestan-

forderungen erfül-

len: 

1. Gewährleistung 

einer hinreichenden 

Zufallsauswahl zur 

umfassenden Prü-

fung; 

2. personelle Prü-

fung der als prü-

fungsbedürftig aus-

gesteuerten Sach-

verhalte; 

3. Möglichkeit einer 

personellen Fall-

auswahl zur umfas-

senden Prüfung; 

4. regelmäßige 

Überprüfung der 

Risikomanagement-

systeme auf ihre 

Zielerfüllung. 

Einzelheiten der 

Kombination mit der Geheimhaltung der Einzelheiten der RMS er-

schwert der Begriff der Wirtschaftlichkeit als unbestimmter Rechtsbegriff 

die rechtliche Überprüfung möglicher Konsequenzen im Wege des Ein-

spruchs oder des gerichtlichen Verfahrens. 

Sollten beispielsweise auf Basis des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit 

im Falle von Haushaltsnöten Sparmaßnahmen beschlossen werden, die 

die (technische) Umsetzung bzw. Weiterentwicklung der RMS ein-

schränken, könnte dies Belastungen für die Praxis bedeuten. Bereits 

gegenwärtig führen Unzulänglichkeiten von RMS zu sachlich ungerecht-

fertigten Aussteuerungen. Daraus resultierende, automatisch generierte 

Anfragen bei Steuerberatern und Steuerpflichtigen bedeuten zusätzli-

chen bürokratischen Aufwand für alle Verfahrensbeteiligten (Finanzver-

waltung, Steuerpflichtiger und Steuerberater). Im Interesse aller Verfah-

rensbeteiligten sowie zur Gewährleistung des (Gesamt-

)Vollzugssicherungsauftrags (§ 85 S. 2 AO) sollte stattdessen alles da-

ran gesetzt werden, dass reibungslos laufende und mit Blick auf die Ri-

sikofälle wohl austarierte RMS im Einsatz sind. 

Mit Blick auf die aufgezeigten Unsicherheiten bittet der DStV um Klärung 

der Gründe für die Implementierung des Wirtschaftlichkeitsgrundsatzes 

sowie dessen Kriterien. Das entsprechende Bedürfnis, der rechtliche 

Prüfungsmaßstab sowie etwaige Praxiskonsequenzen sollten zudem in 

die Gesetzesbegründung aufgenommen werden. 

3. Gesetzliche Vorgaben für RMS 

Der DStV stimmt der gesetzlichen Fixierung der Mindestanforderungen, 

dabei insbesondere der Pflicht zur Gewährleistung einer hinreichenden 
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Abschnitt 4. des Konzepts: „Optimierung der Einkommensteuerveranlagung“ 

 Thema Gesetzliche Maß-

nahme 

Untergesetzliche Maß-

nahme 

Rand-

ziffer 

Stellungnahme 

Risikomanagement-

systeme dürfen 

nicht veröffentlicht 

werden. Auf dem 

Gebiet der von den 

Landesfinanzbehör-

den im Auftrag des 

Bundes verwalteten 

Steuern legen die 

obersten Finanzbe-

hörden der Länder 

die Einzelheiten der 

Risikomanagement-

systeme zur Ge-

währleistung eines 

bundeseinheitlichen 

Vollzugs der Steu-

ergesetze im Ein-

vernehmen mit dem 

Bundesministerium 

der Finanzen fest.“ 

Zufallsauswahl zur umfassenden Prüfung sowie die Pflicht zur personel-

len Prüfung der als prüfungsbedürftig ausgesteuerten Sachverhalte zu 

(§ 88 Abs. 5 S. 3 AO-E). Sie dienen dem Erhalt des Amtsermittlungs-

grundsatzes. Insofern dürften diese Vorgaben in Teilen die faktische 

Selbstveranlagung verhindern. 

4. Keine Veröffentlichung der Einzelheiten der RMS 

Es ist zwar grundsätzlich nachvollziehbar, dass die Kriterien des RMS 

nicht der Allgemeinheit zugänglich gemacht werden sollen. Zur Wahrung 

der Gleichmäßigkeit der Besteuerung und ggf. zum Schutz der Rechts-

positionen des Einzelnen müssen die allein von der Finanzverwaltung 

vorgegebenen Methoden aber mindestens der gerichtlichen Kontrolle 

zugänglich sein. Aus Gründen der Rechtsstaatlichkeit müssen die Krite-

rien zudem allein an rein sachlichen und nicht an persönlichen Größen 

anknüpfen.  

5. Festlegung der Einzelheiten des RMS im Einvernehmen mit dem 

BMF 

Der DStV erachtet die geplante Festschreibung der Abstimmung zwi-

schen Bund und Ländern über Einzelheiten der RMS als sehr wichtig (§ 

88 Abs. 5 S. 5 AO-E), soweit sie dahingehend zu verstehen ist, dass 

Bund und Länder sich auf einheitliche Standards für die Ausgestaltung 

der RMS verständigen. Der DStV regt an, diese Zielsetzung, eine grund-

legende Vereinheitlichung der RMS, in die Gesetzesbegründung mitauf-

zunehmen.  

Nur durch die geplante Vorgehensweise können RMS den Grundsatz 

der Gleichmäßigkeit der Besteuerung sowie des Vollzugs gewährleisten. 
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 Thema Gesetzliche Maß-

nahme 

Untergesetzliche Maß-

nahme 

Rand-

ziffer 

Stellungnahme 

Sollten die Länder jeweils ihre eigenen Systemvorgaben unabgestimmt 

umsetzen und käme es dadurch zu unterschiedlichen Risikofällen sowie 

Aussteuerungsgrundsätzen, würde der Einsatz von RMS das verfas-

sungsrechtlich gebotene Ziel der Wahrung der Gleichmäßigkeit der Be-

steuerung konterkarieren.  

6. Zeitnahe Betriebsprüfung  

Darüber hinaus fordert der DStV, die durch das RMS frei werdenden 

personellen Kapazitäten effizient für die zeitnahe Betriebsprüfung (§ 4a 

BpO) einzusetzen. Aufgrund der entsprechend frühzeitig eintretenden 

Rechtssicherheit würden das RMS damit auch einen Vorteil für die Un-

ternehmen und die Steuerberater bieten. Zugleich würde so die Erfül-

lung des Verifikationsauftrags (§ 85 S. 2 AO) gefördert. 

4.1 Gesetzliche 

Verankerung 

der vollma-

schinellen 

Steuerfest-

setzung – 

Hinweis im 

Steuerbe-

scheid 

§ 88 Abs. 6 AO-E 

(vgl. Anlage 1): 

„(6) Die Finanzbe-

hörden können 

Steuerfestsetzun-

gen auf der Grund-

lage der ihnen vor-

liegenden Informati-

onen und der Anga-

ben des Steuer-

pflichtigen auch 

ausschließlich au-

tomationsgestützt 

 67 Bei der geplanten Zweiteilung des Festsetzungsverfahrens in vollma-

schinell ungeprüfte und personelle geprüfte Veranlagungen ist die 

Schaffung einer gesetzlichen Grundlage konsequent.  

Der geplante Hinweis auf die vollmaschinelle Steuerfestsetzung sollte 

aus Sicht des DStV so ausgestaltet werden, dass die neuen Rechtsfol-

gen klar und für den Laien verständlich in dem Bescheid aufgelistet wer-

den. Um die technische Umsetzung der vorgeschlagenen Ausgestaltung 

des Hinweises im Rahmen von KONSENS zu fördern, sollte die Auflis-

tung durch die Ergänzung des § 88 Abs. 6 AO-E um den folgenden Satz 

4 gesetzlich verankert werden: 

 „… Ebenso ist auf die sich aus §§ 89 Abs. 1 S. 3, 121 Abs. 2 Nr. 6, 171 

Abs. 2 S. 2, 172a AO ergebenden Rechtsfolgen hinzuweisen.“ 
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 Thema Gesetzliche Maß-

nahme 

Untergesetzliche Maß-

nahme 

Rand-

ziffer 

Stellungnahme 

vornehmen und 

ändern. Das gilt 

auch für den Erlass 

und die Änderung 

von mit den Steuer-

festsetzungen ver-

bundenen Verwal-

tungsakten. Hierauf 

ist im Steuerbe-

scheid hinzuwei-

sen.“ 

Da an die unterschiedlichen Festsetzungsarten künftig unterschiedliche 

Rechtsfolgen geknüpft werden, die zum Nachteil des Steuerpflichtigen 

wirken und ihn überfordern dürften, erachtet der DStV es als zwingend 

geboten, dass der Steuerpflichtige sowie Steuerberater eindeutig über 

diesen Regimewechsel aufgeklärt werden. Beispielsweise dürfte den 

Steuerpflichtigen, der das seit Jahrzehnten geltende System gewohnt 

ist, eine Änderung des ursprünglichen Steuerbescheids zu seinen Las-

ten innerhalb eines Jahres nach Bekanntgabe der vollmaschinellen 

Festsetzung (§ 172a AO-E) ohne vorherige Aufklärung sehr überra-

schend und belastend treffen. Die Bescheidprüfung wird darüber hinaus 

mangels Begründung (zu beispielsweise Abweichungen vom Erklärten) 

deutlich erschwert. So sollte der Steuerpflichtige durch einen Hinweis 

auf die neue Korrekturnorm (§ 172a AO-E) wenigstens von dem zeitli-

chen Druck für die Erhebung eines Einspruchs entlastet werden.  

Zudem gerät die sog. „Waffengleichheit im Verfahren“ ins Wanken. 

Durch einen unzureichenden Hinweis ist der Verlust von Rechtspositio-

nen zu befürchten. In Kombination mit der für vollmaschinelle Bescheide 

geplanten Streichung der Beratungs- (§ 89 Abs. 1 S. 3 AO-E) sowie der 

Begründungspflicht (bei Abweichungen von Erklärungen des Steuer-

pflichtigen, § 121 Abs. 2 Nr. 6 AO-E) reduziert sich die Möglichkeit des 

Erkennens der von der Finanzverwaltung getroffenen Entscheidungen 

erheblich. Ein schlichter Hinweis ohne weitere Erläuterungen schränkt 

die Entscheidungsgrundlage, ob und in welcher Form, ob mit einem Ein-

spruch oder einem Änderungsantrag nach § 172a AO-E, bei der Gel-

tendmachung von Rechtspositionen weiter vorgegangen werden sollte, 

unangemessen ein.  
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 Thema Gesetzliche Maß-

nahme 

Untergesetzliche Maß-

nahme 

Rand-

ziffer 

Stellungnahme 

Der Diskussionsentwurf geht zwar davon aus, dass die Neuerungen für 

den Bescheidadressaten allein durch eine einfache Bescheidkennzeich-

nung als automationsgestützt erlassener Verwaltungsakt zumindest abs-

trakt bzw. dem Grunde nach nachvollziehbar sind (Rz. 70 / 71). Die abs-

trakte Nachvollziehbarkeit reicht aus Sicht des DStV jedoch für die effek-

tive Geltendmachung von Rechtspositionen nicht aus.  

4.1.1 Ausschluss 

der Bera-

tungs- sowie 

Hinweispflicht 

§ 89 Abs. 1 S. 3 

AO-E (vgl. Anlage 

1): 

„Sätze 1 und 2 gel-

ten nicht in Verfah-

ren, in denen Ver-

waltungsakte aus-

schließlich automa-

tionsgestützt erlas-

sen oder geändert 

werden (§ 88 Abs. 

6).“ 

 69 Der DStV sieht die gesetzliche Aufhebung der Beratungs- sowie Hin-

weispflicht der Finanzverwaltung bei vollmaschineller Veranlagung kri-

tisch. Im Sinne der Lastengleichheit und gerade aufgrund der Komplexi-

tät des Steuerrechts sollte das RMS so ausgestaltet werden, dass Un-

stimmigkeiten oder aber die aus der Erfahrung der Finanzverwaltung 

heraus bekannten, in der Praxis typischerweise zu Unsicherheiten füh-

renden Konstellationen im Wege eines automatisierten Warnsystems 

ausgesteuert werden. Der Steuerpflichtige sollte nach personeller Prü-

fung, soweit erforderlich, beraten bzw. informiert werden. Sollte eine 

Aussteuerung nicht vorgesehen werden, müsste der vollautomatische 

Bescheid zumindest in der Begründung Hinweise auf nicht gestellte An-

träge enthalten.  

Die Prinzipien der Beratungs- sowie Hinweispflicht gelten als grundle-

gende Prinzipien des (allgemeinen) Verfahrensrechts. Sie sind in erster 

Linie Ausfluss des von der Verfassung vorgegebenen Rechts- sowie 

Sozialstaatsprinzips und dienen der Verstärkung der sog. „Waffen-

gleichheit im Verwaltungsverfahren“ sowie der Förderung einer geeigne-

ten und sachgemäßen Verfahrensdurchführung (vgl.: Söhn in H/H/Sp, 

AO, § 89, Rz. 14). Zudem sollen durch diese Vorschrift verfahrensunge-
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 Thema Gesetzliche Maß-

nahme 

Untergesetzliche Maß-

nahme 

Rand-

ziffer 

Stellungnahme 

wandte Beteiligte die gleichen Möglichkeiten haben wie erfahrene Betei-

ligte (vgl.: BFH v. 08.02.1994, Az.: VII R 88/92, Rz.: 13; Söhn, a.a.O.).     

Die Einschränkung der Rechtspositionen widerspricht zudem dem im 

Vorwort des Diskussionsentwurfs gesetzten Ziel. Danach soll eine stär-

kere Orientierung des Verwaltungsvollzugs an Wirtschaftlichkeitsaspek-

ten nicht auf Kosten der Bürger und Unternehmen stattfinden.  

4.1.1 Ausschluss 

der Begrün-

dungspflicht  

§ 121 Abs. 2 Nr. 6 

AO-E (vgl. Anlage 

1): 

„Einer Begründung 

bedarf es nicht, … 

6. soweit ein Antrag 

oder eine Erklärung 

eines nach § 88 

Abs. 6 erlassenen 

Verwaltungsakts 

nicht berücksichtigt 

wird.“ 

 70 Da im Rahmen der vollmaschinellen Steuerfestsetzung eine personelle 

Prüfung und damit eine gedankliche Auseinandersetzung mit den zu-

grunde liegenden Tatsachen und Beweismitteln ausgeschlossen sind, ist 

der geplante Ausschluss der Begründungspflicht zwar konsequent. Der 

DStV sieht diesen Ausschluss dennoch kritisch, da der Steuerpflichtige 

bei Abweichungen zu seinen Erklärungen keinerlei Anhaltspunkte hat. 

Es sollte technisch zumindest möglich sein, in der Begründung die Posi-

tionen aufzulisten, bei denen vom Erklärten abgewichen wurde. Dies 

sollte gesetzlich verankert werden. 

Sollte an dem Ausschluss der Begründungspflicht festgehalten werden, 

dürfte der Wortlaut des § 121 Abs. 2 Nr. 6 AO-E mehr Fälle umfassen, 

als im Erläuterungstext im Diskussionsentwurf vorgesehen. Nach den 

begleitenden Ausführungen sollen nur die Fälle geregelt werden, in de-

nen von sog. „nicht verkennzifferten“ Angaben des Steuerpflichtigen zu 

Tatsachen oder Beweismitteln abgewichen wird. Damit dürften die in der 

Steuererklärung ausgefüllten Freitextfelder und die mit ihr (elektronisch 

oder in Papierform) übermittelten Belege gemeint sein. § 121 Abs. 2 Nr. 

6 AO-E bezieht sich hingegen auf alle (auch die „verkennzifferten“) An-

träge sowie Erklärungen. Dies wäre zu weitgehend. Gerade eine Abwei-
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 Thema Gesetzliche Maß-

nahme 

Untergesetzliche Maß-

nahme 

Rand-

ziffer 

Stellungnahme 

chung im Rahmen der verkennzifferten Angaben dürfte technisch ein-

fach ermittelbar und entsprechend wenigstens eine Auflistung dieser 

Positionen in der Bescheidbegründung möglich sein. 

4.1.1 Neue Ände-

rungsnorm  

§ 172a AO-E (vgl. 

Anlage 1): 

„Steuerbescheide 

sind aufzuheben 

oder zu ändern, 

soweit Angaben des 

Steuerpflichtigen 

über steuererhebli-

che Tatsachen und 

Beweismittel, die er 

in der Steuererklä-

rung gemacht oder 

in Zusammenhang 

mit der Steuererklä-

rung bis zur Be-

kanntgabe der 

Steuerfestsetzung 

der zuständigen 

Finanzbehörde mit-

geteilt hat, in einem 

ausschließlich au-

tomationsgestützt 

 71 - 

72 

Der DStV erachtet die geplante Änderungsvorschrift für sich betrachtet 

trotz der Durchbrechung der Bestandskraft und den damit verbundenen 

Rechtsunsicherheiten zu Lasten des Steuerpflichtigen als ausgewogene 

Risiko- sowie Lastenverteilung.  

Allerdings führt die Kombination von Änderungsnorm mit dem Aus-

schluss der Beratungs- und Hinweispflicht sowie dem Ausschluss der 

Begründungspflicht zu einer Lastenungleichheit. Zum Ausgleich sollte 

die Änderungsnorm aus Sicht des DStV durch die folgenden Maßnah-

men 1. – 6. flankiert werden. Dadurch könnte den in der Praxis auftre-

tenden Rechtsunsicherheiten begegnet und die Akzeptanz für die ange-

dachte Zweiteilung des Verfahrens gestärkt werden. 

Der DStV regt zudem im Hinblick auf die Abgrenzung zwischen § 172a 

AO-E und § 173 AO die Prüfung der zweiten Modalität des § 172a S. 1 

AO-E („… Tatsachen und Beweismittel, die … in Zusammenhang mit 

der Steuererklärung bis zur Bekanntgabe der Steuerfestsetzung … mit-

geteilt hat,…“) an. Führen Tatsachen oder Beweismittel zu einer niedri-

geren Steuer und übermittelt der Steuerpflichtige die Tatsachen bzw. 

Beweismittel nach Einreichung der Steuererklärung, aber vor der Steu-

erfestsetzung, ist unklar, welche der beiden Normen nach dem Zeitpunkt 

des Abschlusses der vollmaschinellen Verarbeitung, wie künftig in § 173 

Abs. 1a AO-E vorgesehen, und bis zum Zeitpunkt der Bekanntgabe des 

Steuerbescheids gilt.  
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nahme 

Untergesetzliche Maß-

nahme 

Rand-

ziffer 

Stellungnahme 

erlassenen oder 

geänderten Steuer-

bescheid (§ 88 Abs. 

6) nicht berücksich-

tigt wurden. Die 

Aufhebung oder 

Änderung nach Satz 

1 ist nur innerhalb 

eines Jahres nach 

Bekanntgabe des 

Steuerbescheids 

zulässig, es sei 

denn, der Steuer-

pflichtige hat vor 

Ablauf dieser Frist 

einen Antrag auf 

Änderung des Steu-

erbescheids nach 

Satz 1 gestellt.“ 

1. Gesetzlicher Ausschluss des Vorbehalts der Nachprüfung 

Zur Vermeidung weiterer Rechtsunsicherheiten fordert der DStV nach-

drücklich, den Ausschluss der Möglichkeit, die auf Basis von § 172a AO-

E geänderte Steuer unter dem Vorbehalt der Nachprüfung festzusetzen, 

gesetzlich zu verankern. Die Ergänzung des § 172a AO-E in einem Satz 

3 könnte wie folgt lauten: 

„Die Festsetzung einer nach Satz 1 aufgehobenen oder geänderten 

Steuer unter dem Vorbehalt der Nachprüfung (§ 164) ist ausgeschlos-

sen.“  

2. Kenntnis der Finanzverwaltung von Tatsachen und Beweismittel 

Um Abgrenzungsschwierigkeiten zwischen § 173 Abs. 1 Nr. 2 AO und § 

172a AO-E zu vermeiden, sollte gesetzlich oder aber zumindest in der 

Gesetzesbegründung klar gestellt werden, dass mit der Steuererklärung 

zusätzlich zu den verkennzifferten Daten angegebene Tatsachen sowie 

Beweismittel der Finanzverwaltung als bekannt gelten. 

3. Zeitnahe Umsetzung der Möglichkeit des elektronischen Beleg-

versands zeitgleich mit der Steuererklärung 

Um die durch die Jahresfrist eintretende Rechtsunsicherheit zu verrin-

gern, um Abgrenzungsschwierigkeiten zu § 173 AO zu vermeiden und 

um den in der Praxis möglicherweise auftretenden Mehraufwand zu be-

grenzen, erachtet der DStV die zeitnahe technische Umsetzung der be-

reits im Diskussionsentwurf erfreulicherweise aufgeführten Überlegun-

gen zum elektronischen Versand von Belegen zeitgleich mit der Steuer-

erklärung als äußerst wichtig. Der DStV hat diese Überlegungen in der 
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nahme 

Rand-

ziffer 

Stellungnahme 

Vergangenheit wiederholt als Maßnahme zum Abbau der aus der Ein-

führung der elektronischen Steuererklärung sowie der E-Bilanz resultie-

renden Bürokratie angeregt (vgl.: DStV-Eingabe S 14/12; DStV-

Übersicht „Aktuelle Themen zur Anpassung des Besteuerungsverfah-

rens an die elektronische Kommunikation“ Stand: 02/2014). Daher be-

grüßt der DStV das Aufgreifen der Anregungen außerordentlich. Durch 

die nunmehr zusätzlich von Bund und Ländern entwickelten Überlegun-

gen wird deren zeitnahe Umsetzung zwingend erforderlich. 

4. Speicherung der elektronischen Belege bei der Finanzverwaltung 

für mind. 1 Jahr nach Bekanntgabe des Steuerbescheids 

Ergänzend zur Ermöglichung der elektronischen Übermittlung von Bele-

gen zeitgleich mit der Steuererklärung müsste technisch die Speiche-

rung der Belege bei der Finanzverwaltung bis zum Ablauf der Festset-

zungsfrist (wünschenswert), mindestens aber bis zum Ablauf des in 

§ 172a AO vorgesehenen Zeitraums von 1 Jahr nach Bekanntgabe des 

Steuerbescheids vorgesehen werden. Ohne die Einrichtung dieser Spei-

cherkapazitäten liefe die Ermöglichung des elektronischen Versands von 

Belegen weitestgehend ins Leere. 

5. Beleganforderungen erst nach Prüfung der gespeicherten Do-

kumente 

Des Weiteren regt der DStV zur Vermeidung des möglicherweise in der 

Praxis auftretenden Mehraufwands an, einen abgestimmten Erlass der 

Länder zu § 172a AO zu veröffentlichen, in dem angeordnet wird, dass 

das Finanzamt bei einem erneuten Aufgreifen von bereits veranlagten 

Fällen innerhalb des Jahreszeitraums zunächst die gespeicherten Bele-

http://www.dstv.de/interessenvertretung/steuern/stellungnahmen-steuern/2012-s14-elektr.-esterklaerung-belege-vz-2012
http://www.dstv.de/download/038-14-me-modernisierung-besteuerungsverfahren-uebersicht
http://www.dstv.de/download/038-14-me-modernisierung-besteuerungsverfahren-uebersicht
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Rand-
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Stellungnahme 

ge prüft und erst in einem zweiten Schritt an den Steuerpflichtigen oder 

seinen Berater zur weiteren Sachverhaltsaufklärung herantritt.      

6. Inkrafttreten 

Der § 172a AO-E sollte erst Inkrafttreten, wenn der elektronische Beleg-

versand sowie die Speicherung der Belege bei der Finanzverwaltung 

technisch eingerichtet sind. 

7. Begründung 

Die Einschätzung zur neuen Änderungsnorm sowie die unter 1.-6. auf-

geführten Anregungen resultieren insbesondere aus folgenden Erwä-

gungen: 

a) Negative Konsequenzen in der Praxis 

Die dem Finanzamt durch die neue Änderungsnorm zustehende Mög-

lichkeit, den Veranlagungsfall personell oder aber durch einen erneuten 

Durchlauf durch das (gegebenenfalls nachjustierte) RMS zu Lasten des 

Steuerpflichtigen ändern oder aufheben zu können, ist dem Grunde 

nach kritisch zu sehen. Die Durchbrechung der Bestandskraft wäre um-

so belastender, wenn die innerhalb des Jahreszeitraums geänderte 

Steuerfestsetzung mit dem Vorbehalt der Nachprüfung verknüpft werden 

könnte. Bereits innerhalb des Jahreszeitraums besteht das Risiko, dass 

das Finanzamt zur weiteren Sachverhaltsaufklärung Informations- sowie 

Beleganforderungen an den Steuerpflichtigen oder aber seinen Berater 

richtet. Dabei können Situationen eintreten, in denen der Steuerpflichtige 

Belege vorhalten muss, die er nach derzeitiger Rechtslage nicht ein Jahr 

lang aufzubewahren hat. Des Weiteren dürfte die Akzeptanz des Steu-
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erpflichtigen für eine (nachträgliche und ihn überraschend treffende) 

höhere Steuerfestsetzung gering sein. Darüber hinaus würden entspre-

chende Nachforderungen seitens der Finanzverwaltung zu zusätzlichem 

Aufwand im Kanzleialltag führen, in dem die Akte in der Regel nach Be-

kanntgabe des Steuerbescheids geschlossen wird und die Unterlagen 

an den Mandanten zurück geschickt werden. Schließlich dürfte die Ab-

rechnung von Gebühren für den zusätzlich entstehenden Aufwand dem 

Mandanten nicht vermittelbar sein. 

b) Praxisrelevante Vorteile 

Diesen praxisrelevanten Risiken steht als praxisrelevanter Vorteil der 

angedachten Zweiteilung des Verfahrens gegenüber, dass sie insge-

samt zu einer maßgeblichen Beschleunigung der Veranlagung führen 

kann. Derzeit existieren Bearbeitungszeiten von teilweise bis zu 8 Mona-

ten. Nicht nur die automationsgestützten Steuerbescheide dürften 

schneller zur erwarten sein. Gleichfalls eröffnet die Zweiteilung des Ver-

fahrens, wie im Diskussionsentwurf als Leitlinie zu Grunde gelegt, den 

gezielten Einsatz von personellen Prüfungen im Bereich der Risikofälle. 

Durch die Konzentration auf diese Fälle dürften auch diese zügiger ver-

anlagt werden. Dieser Effekt würde sich sowohl für den Steuerpflichtigen 

als auch den Steuerberater positiv auswirken. Darüber hinaus ist nicht 

abschätzbar, wie hoch die Wahrscheinlichkeit ist, dass oben aufgeführte 

Belastungen tatsächlich eintreten. Soweit die oben aufgeführten Anre-

gungen umgesetzt werden, dürften die befürchteten Belastungen jeden-

falls geringfügig und daher verkraftbar werden. 
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nahme 

Rand-

ziffer 

Stellungnahme 

c) Rechtliche Vorteile 

Des Weiteren ist begrüßen, dass mit dieser Vorschrift die zu Gunsten 

des Steuerpflichtigen geltende Rechtslage, wie sie derzeit in den Fällen 

gilt, in denen die erforderliche Begründung im Verwaltungsakt fehlt oder 

aber die erforderliche Anhörung unterblieben ist, auf die künftige vollma-

schinelle Steuerfestsetzung weitestgehend übertragen wird. Nach dem 

geltenden § 126 Abs. 3 AO gilt die Versäumung der Einspruchsfrist bei 

unterbliebener Begründung oder Anhörung als nicht verschuldet. In die-

sem Fall steht dem Steuerpflichtigen die Wiedereinsetzung in den vori-

gen Stand zu. Nach einem Jahr seit dem Ende der versäumten Frist 

kann die Wiedereinsetzung nicht mehr beantragt oder die versäumte 

Handlung nicht mehr nachgeholt werden, außer wenn dies vor Ablauf 

der Jahresfrist infolge höherer Gewalt unmöglich war (§ 110 Abs. 3 AO). 

Der neue § 172a AO umfasst entsprechend sämtliche automationsge-

stützt erlassenen Steuerbescheide, in denen die Begründung und Anhö-

rung dem Grunde nach zwar erforderlich wären, diese aber künftig ge-

setzlich ausgeschlossen sein sollen. Da die neue Änderungsnorm aber 

dem Wortlaut nach nicht nur an diese Fälle anknüpft, ist sie darüber 

hinaus auch – zu Gunsten – in weiteren Fällen anwendbar, in denen in 

nicht berücksichtigten Freitexten bzw. (elektronisch oder postalisch 

übermittelten) Belegen steuererhebliche Tatsachen bis zur Bekanntgabe 

des Steuerbescheids angegeben wurden, anwendbar. Da der Zeitraum 

von einem Jahr dem Zeitraum für die Wiedereinsetzung in den vorigen 

Stand entspricht, ist er insoweit angemessen. 
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d) Konsequenz aus der Abgrenzung zu § 173 Abs. 1 Nr. 2 AO 

Der § 172a AO entfaltet seine positive Wirkung zugunsten des Steuer-

pflichtigen jedoch nur vollends, wenn mit der Steuererklärung zeitgleich 

der elektronische Belegversand ermöglicht wird. Die Korrekturnorm ist 

nur anwendbar, soweit die Änderung Angaben über Tatsachen oder 

Beweismittel betrifft, die in der Steuererklärung gemacht wurden. Allein 

durch das Anknüpfen an die Angaben in der Steuererklärung lässt sich 

die Norm von der Korrekturnorm § 173 AO (Änderung aufgrund neuer 

Tatsachen) abgrenzen. Dort ist eine Änderung zugunsten des Steuer-

pflichtigen nur unter engeren Voraussetzungen möglich. Der Steuer-

pflichtige erlangt nach § 173 AO eine zu seinen Gunsten wirkende Än-

derung nur, soweit die Tatsachen oder Beweismittel nachträglich dem 

Finanzamt bekannt werden und den Steuerpflichtigen daran kein grobes 

Verschulden trifft. Um künftig unter den Anwendungsbereich des § 172a 

AO-E zu fallen, ist der Steuerpflichtige bzw. der Steuerberater angehal-

ten, sämtliche, zusätzlich zu den erklärten, verkennzifferten Beträgen, 

ihm relevant erscheinende Tatsachen (auf ergänzenden Belegen) oder 

Beweismittel (in Form von Belegen) mit der Steuererklärung mitzuschi-

cken. Die zeitnahe Einrichtung des elektronischen Belegversands würde 

es daher erleichtern, in den Anwendungsbereich zu gelangen. Dies wäre 

förderlich für die Akzeptanz des § 172a AO-E. Andernfalls müssten die 

Belege wie bisher postalisch an das Finanzamt übermittelt werden, was 

bereits gegenwärtig zu einer hohen, aus dem Mehraufwand resultieren-

den Frustration führt. 

Soweit § 172a AO-E vor der technischen Umsetzung des elektronischen 

Belegversands sowie der Speicherung der Belege bei der Finanzverwal-
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tung in Kraft tritt, gilt es zudem zu berücksichtigen, dass die Abgrenzung 

zu § 173 Abs. 1 Nr. 2 AO zu weiteren Lasten in der Praxis führt. Im Dis-

kussionsentwurf ist vorgesehen, dass die mit der Steuererklärung einge-

reichten Papierbelege nach dem Erlass des vollautomatischen Be-

scheids - wie bisher - an den Steuerpflichtigen zurück übermittelt werden 

(Rz.: 98). Beantragt der Steuerpflichtige im Nachgang eine Änderung 

nach § 172a AO-E zu seinen Gunsten und bezweifelt die Finanzverwal-

tung, dass die gewünschte Änderung auf bereits vorgelegten Beweismit-

teln (Belegen) basiert, trifft ihn die Darlegungslast für den Zeitpunkt der 

Einreichung der Belege. Gelingt es ihm nicht, die Einreichung im Zu-

sammenhang mit der Steuererklärung glaubwürdig vorzutragen, rutscht 

er in den für ihn ungünstigen Anwendungsbereich von § 173 Abs. 1 Nr.2 

AO. Die daraus folgende Notwendigkeit, künftig Vorkehrungen zum 

Nachweis für den Übermittlungszeitpunkt der Belege zu treffen, wird die 

Akzeptanz für die neue Korrekturschrift deutlich mindern.    

Entgegen der Ausführungen im Abschnitt 4.2 des Diskussionsentwurfs, 

wonach den freiwillig mit der Steuererklärung übersandten Belege künf-

tig lediglich die Funktion einer ergänzenden Information zukommt (Rz.: 

93), bedarf es zur Abgrenzung der beiden vorgenannten Korrekturnor-

men der Klarstellung, dass die übermittelten Belege der Finanzverwal-

tung als bekannt gelten (vgl.: Stellungnahme zu Abschnitt 4.2).  

4.1.1 Ankreuzfeld 

zur Aussteue-

rung  

 Grundsätzlich führen Frei-

texte nicht zu einer Aus-

steuerung, die vollma-

schinelle Veranlagung 

73 Das geplante „Ankreuzfeld“, welches für einen Tatsachenvortrag vorge-

sehen sein soll, in dem ausdrücklich auf abweichende Angaben im Ver-

hältnis zu der dem Steuerpflichtigen bekannten Verwaltungsauffassung 

hingewiesen wird, lehnt der DStV ab.  
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stützt sich ausschließlich 

auf verkennzifferte und 

damit maschinell verar-

beitbare Daten. Eine Aus-

nahme gilt für die Fälle, in 

denen der Steuerpflichtige 

Tatsachen vorträgt, die  

- über den verkennziffer-

ten Inhalt der Steuererklä-

rung hinausgehen,  

- nicht mit verkennziffer-

ten Informationen in der 

Steuererklärung verknüpft 

sind  

und  

- in denen er gleichzeitig 

ausdrücklich auf abwei-

chende Angaben im Ver-

hältnis zu der dem Steu-

erpflichtigen bekannten 

Verwaltungsauffassung 

hinweist.  

Hierfür ist ein Ankreuzfeld 

mit einer verständlichen, 

bürgerfreundlichen For-

Stattdessen sollte geprüft werden, ob ein Ankreuzfeld für die Ausübung 

eines Antrags- oder Wahlrechts zur Aussteuerung und damit zur perso-

nellen Prüfung dem beabsichtigten Verfahrensziel Rechnung trägt. Der 

DStV regt zudem die Prüfung an, ob es insoweit einer gesetzlichen 

Grundlage bedarf. 

1. Rechtliche Zulässigkeit des Ankreuzfeldes 

Das geplante Ankreuzfeld dürfte rechtlich unzulässig sein, da die abge-

fragte Information nicht von dem Gegenstand der Mitwirkungspflichten 

des Steuerpflichtigen umfasst sein dürfte.  

Die inhaltlichen Anforderungen an die Beantwortung der im Vordruck der 

Steuererklärung gestellten Fragen richten sich nach § 150 Abs. 2 S. 1 

AO. Danach bezieht sich die Wahrheitspflicht nach überwiegender Auf-

fassung nur auf Tatsachen und nicht auch auf Rechtsauffassungen (vgl.: 

Seer in Tipke/Kruse, AO, § 150, Rz.: 14). Zwar mögen die durch die im 

Formular gestellten Fragen von dem Steuerpflichtigen auch rechtliche 

Würdigungen im weitesten Sinne fordern, da sie sich an gesetzlichen 

Begriffen orientieren. Mit seinem Wortlaut knüpft § 150 Abs. 2 AO aller-

dings eindeutig an § 90 Abs. 1 S. 2 AO als der maßgeblichen Basisvor-

schrift zu den Mitwirkungspflichten an.  Nach § 90 Abs. 1 S. 2 AO muss 

der Steuerpflichtige nur die für die Besteuerung erheblichen Tatsachen 

vollständig und wahrheitsgemäß offen legen und die ihm bekannten 

Beweismittel angeben. Darüber hinaus können Rechtsauffassungen 

nicht wahr oder unwahr im Sinne des § 150 Abs. 2 S. 1 AO sein (Seer in 

Tipke/Kruse, a.a.O.). Zudem gilt auch die Anhörungspflicht vor Erlass 

eine Verwaltungsakts insbesondere dann, wenn von dem in der Steuer-
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mulierung in den Steuer-

erklärungsformularen 

vorzusehen. 

erklärung erklärten Sachverhalt (und damit Tatsachen) zuungunsten 

wesentlich abgewichen werden soll (§ 91 Abs. 1 S. 2 AO). Schließlich 

knüpft das geplante Ankreuzfeld nicht an gesetzlichen Begriffen, son-

dern unmittelbar an Verwaltungsauffassungen an und stellt damit ein 

absolutes Novum im Fragenkatalog der Formularvordrucke dar. 

Zwar hebt der Diskussionsentwurf hervor, dass das Ankreuzfeld nur für 

Tatsachen geschaffen werden soll, in denen ausdrücklich auf abwei-

chende Angaben im Verhältnis zu bekannten Verwaltungsauffassungen 

hingewiesen wird. Bei dieser Erklärung dürfte es sich dennoch nicht um 

eine Erklärung über Tatsachen handeln.  

Tatsachen sind der Überprüfung durch Dritte offenstehende, konkrete, 

nach Raum und Zeit bestimmte, vergangene oder gegenwärtige Ge-

schehnisse bzw. Zustände der Außenwelt und Vorgänge des Seelenle-

bens (z.B. Wille, Vorsatz, Kenntnis, usw.). Um das Kreuz setzen zu kön-

nen, muss der Steuerpflichtige hingegen vorab die Rechtsauffassung 

der Finanzverwaltung kennen und mit seiner Eigenen abgleichen. Dieser 

Vorgang stellt aus Sicht des DStV keine Tatsache, sondern einen Akt 

der Rechtsanwendung dar. Fragen der Rechtsanwendung sind hinge-

gen kein Gegenstand der Mitwirkung (vgl.: Söhn in H/H/Sp, AO, § 90, 

Rz.: 50).   

2. Steuerstrafrechtliche Risiken 

Aus der Frage nach der Qualität der Erklärung, die mit dem Ausfüllen 

des Ankreuzfeldes abgegeben wird, resultiert die Frage nach der Sank-

tion, wenn das Kreuz unbewusst oder aus Unsicherheit bewusst nicht 

gesetzt wird. Wird, wie oben ausgeführt, angenommen, dass diese Er-
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klärung nicht von den Mitwirkungspflichten umfasst ist, dürften sich bei 

unterlassenem Ausfüllen keine steuerstrafrechtlichen Risiken ergeben. 

Ist diese Angabe hingegen von dem Umfang der Erklärungspflichten 

erfasst, dann könnte jedes beabsichtigte oder aber aus Nachlässigkeit, 

Unwissenheit oder Unsicherheit erfolgte Unterlassen, aus dem sich eine 

Steuerverkürzung ergibt, zu einem Verdacht auf Steuerhinterziehung 

führen. Diese Risikoverlagerung durch das Ankreuzfeld ist unangemes-

sen. 

3. Praktikabilität 

Zudem steht in Frage, wie ein steuerlicher Laie mit diesem Ankreuzfeld 

umgehen soll. Unabhängig von der angedachten bürgerfreundlichen 

Formulierung dürfte ihn diese Abfrage verunsichern. Eine Beurteilung 

der abgefragten Information könne dem steuerlich Unerfahrenen im Üb-

rigen nur gelingen, wenn mit der (elektronischen) Steuererklärung die 

Richtlinien von der Finanzverwaltung bereitgestellt werden.  

4. Sinn und Zweck der Risikofilter 

Fraglich ist darüber hinaus die Erforderlichkeit des geplanten Ankreuz-

feldes. Gerade der Sinn und Zweck von Risikofiltern spricht gegen die 

Notwendigkeit, da das RMS die Aussteuerung von Sachverhalten ge-

währleisten soll, die typischerweise mit Risiken behaftet sind. Die Ab-

weichung von Auffassungen der Finanzverwaltung über die Auslegung 

von Gesetzen dürfte einer der praxisrelevantesten Fälle für einen Aus-

tausch zwischen Finanzverwaltung und Steuerpflichtigem sowie für Ein-

spruchsverfahren sein. Insofern wäre es statt der Schaffung eines An-

kreuzfeldes ausreichend, das RMS so einzurichten, dass Risikofilter sich 
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auf typische, der Finanzverwaltung aus der Vergangenheit bekannte 

Sachverhalte beziehen, die regelmäßig zu Auseinandersetzungen we-

gen abweichender Rechtsauffassungen führten.   

5. Antrags- bzw. Wahlrecht auf personelle Prüfung 

Den vorgenannten Bedenken könnte neben einer Feinsteuerung des 

RMS mit einem Antrags- oder Wahlrecht auf personelle Prüfung begeg-

net werden. Insbesondere die steuerstrafrechtlichen Risiken würden 

entfallen, da Antragsrechte den Steuerpflichtigen noch nicht zur Mitwir-

kung verpflichten und entsprechend nicht erzwingbar sind (vgl.: Söhn in 

H/H/Sp, AO, § 90, Rz.: 20). Die Aufteilung in die vollmaschinelle und 

personell geprüfte Veranlagung führt durch die jeweils unterschiedlichen 

Rechtsfolgen dem Grunde nach zu zwei verschiedenen Verfahren. Im 

Sinne eines kooperativen Steuerverfahrens liegt die Ermöglichung einer 

Auswahl aufgrund dieser Struktur nahe. Zudem gibt es innerhalb der 

Steuererklärung bereits eine Reihe von unselbständigen Anträgen, die in 

der Steuerfestsetzung als Gesamtentscheidung mitentschieden werden.   

4.1.2 Aufnahme 

des  Zeit-

punkts für 

Änderungen 

wegen neuer 

Tatsachen 

oder Beweis-

mittel (§ 173 

AO) bei voll-

§ 173 Abs. 1a AO-E 

(vgl. Anlage 1): 

„(1a) Tatsachen und 

Beweismittel sind 

nachträglich be-

kannt geworden, 

wenn sie 

1. nach der ab-

 75 ff. Den Vorschlag, bei vollautomatisch erlassenen Steuerbescheiden für 

Änderungen wegen neuer Tatsachen auf den Zeitpunkt des Abschlus-

ses der maschinellen Verarbeitung (= Rechentermin) abzustellen, erach-

tet der DStV für sinnvoll. 
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maschinell 

erlassenen 

Steuerbe-

scheide  

schließenden Ent-

scheidung des 

Amtsträgers über 

die Steuerfestset-

zung oder 

2. im Fall eines aus-

schließlich automa-

tionsgestützt erlas-

senen oder geän-

derten Steuerbe-

scheids (§ 88 Abs. 

6) nach dem Zeit-

punkt des Ab-

schlusses der ma-

schinellen Verarbei-

tung 

bekannt geworden 

sind.“ 

4.1.3 Korrektur-

möglichkeit 

bei Schreib- 

oder Rechen-

fehlern des 

Steuerpflich-

tigen 

§ 173a AO-E (vgl. 

Anlage 1): 

„Sind dem Steuer-

pflichtigen bei Er-

stellung seiner 

Steuererklärung 

Schreib- oder Re-

 78 ff. Die geplante, neue Korrekturnorm begrüßt der DStV außerordentlich, da 

er die Anregungen der gemeinsamen Eingabe von DStV, Bund der 

Steuerzahler, Bundesverband der Lohnsteuerhilfevereine und dem Neu-

en Verband der Lohnsteuerhilfevereine aufnimmt (vgl.: DStV-Eingabe 

S 15/11). Sie berücksichtigt insbesondere die durch die Pflicht zur elekt-

ronischen Abgabe von Steuererklärungen, E-Bilanz und EÜR veränderte 

Aufgabenverteilung.  

http://www.dstv.de/interessenvertretung/steuern/stellungnahmen-steuern/s-15-11-anpassung-des-steuerverfahrens-an-die-moderne-kommunikation-mit-der-finanzverwaltung
http://www.dstv.de/interessenvertretung/steuern/stellungnahmen-steuern/s-15-11-anpassung-des-steuerverfahrens-an-die-moderne-kommunikation-mit-der-finanzverwaltung
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chenfehler unterlau-

fen und hat er des-

halb der Finanzbe-

hörde bestimmte, 

nach den Verhält-

nissen zum Zeit-

punkt des Erlasses 

des Steuerbe-

scheids rechtser-

hebliche Tatsachen 

unzutreffend mitge-

teilt, kann der Steu-

erbescheid insoweit 

innerhalb eines Jah-

res nach seiner Be-

kanntgabe geändert 

werden, es sei 

denn, der Steuer-

pflichtige hat vor 

Ablauf dieser Frist 

einen Antrag auf 

Änderung des Steu-

erbescheids nach 

Satz 1 gestellt.“ 

Allerdings regt der DStV an, zusätzlich zu Schreib- und Rechenfehlern, 

wie in § 129 AO vorgesehen, auch ähnliche offenbare Unrichtigkeiten 

mitaufzunehmen. Angesichts der Abweichung zum Berichtigungszeit-

raum nach § 129 AO sollte zudem der Korrekturzeitraum von einem Jahr 

nach Bekanntgabe des Steuerbescheids geringfügig (18 Monate) erwei-

tert werden. 

1. Ähnliche offenbare Unrichtigkeiten  

Im Vergleich zur Berichtigung nach § 129 AO sieht § 173a AO-E eine 

Korrekturmöglichkeit für ähnliche offenbare Unrichtigkeiten nicht vor. 

Dies widerspricht einer gleichmäßigen Risiko- sowie Lastenverteilung. 

Die im Diskussionsentwurf ausgeführte Begründung, dass mechanische 

Versehen des Steuerpflichtigen bei Erstellung der Steuererklärung nur 

sehr schwer aufklärbar und beweisbar sind, überzeugt nicht. Gleiches 

gilt - aus Sicht des Steuerpflichtigen - bei mechanischen Versehen des 

Finanzamtes im Rahmen einer Berichtigung nach § 129 AO. Zudem 

können Unrichtigkeiten, die aus Unachtsamkeit und damit ungewollt 

unterlaufen sind (beispielsweise durch falsches Ein- / Übertragen, Ver- / 

Übersehen, Verwechseln usw.; vgl.: Wernsmann in H/H/Sp, AO, § 129, 

Rz.: 40), dem Steuerpflichtigen beispielsweise beim Ausfüllen der elekt-

ronischen Steuererklärung ebenso unterlaufen wie einem Finanzbeam-

ten, dem dies früher bei der Übertragung der in Papierform erklärten 

Angaben in das System passiert ist. Der Steuerpflichtige hat insbeson-

dere durch die Pflicht zur elektronischen Abgabe von Steuererklärungen, 

E-Bilanz und EÜR dem Finanzbeamten die Dateneingabe abgenom-

men. Damit fällt für die Finanzverwaltung eine der für die Anwendung 
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des § 129 AO maßgeblichen Fehlerquellen weg.  

2. Geringfügige Erweiterung des Korrekturzeitraums 

Eine weitere Abweichung besteht zum Korrekturzeitraum. Die vorliegen-

de Jahresfrist korrespondiert zwar mit der Jahresfrist gem. § 172a AO 

sowie §§ 126 Abs. 3 i.V.m. 110 Abs. 3 AO. Sie ist jedoch gegenüber 

dem Berichtigungszeitraum nach § 129 AO innerhalb der Festsetzungs-

verjährung deutlich kürzer. Die Jahresfrist erscheint auch aus prakti-

schen Gründen etwas zu kurz bemessen. In der Regel wird dem Steu-

erpflichtigen bzw. dem Steuerberater ein Fehler, der noch nicht bei der 

Prüfung des Bescheides festgestellt wurde, erst bei Erstellung der Steu-

ererklärung für das Folgejahr auffallen. Die fristgemäße Erstellung der 

Steuererklärung erfolgt zwar im Jahresabstand, jedoch nicht zwingend 

innerhalb von genau zwölf Monaten. Wegen fehlender Belege oder aus 

anderen Gründen können durchaus auch bei Einhaltung der Abgabefrist 

mehrere Monate Verschiebung auftreten. Denkbar wäre beispielsweise 

ein Korrekturzeitraum von 18 Monaten nach Bekanntgabe des Steuer-

bescheids. 

4.1.4 Berücksichti-

gung von 

allgemeinen 

Erfahrungen 

sowie Wirt-

schaftlich-

keits- und 

Zweckmäßig-

§ 88 Abs. 1, 2 AO-E 

(vgl. Anlage 1): 

„(1) Die Finanzbe-

hörde ermittelt den 

Sachverhalt von 

Amts wegen. Dabei 

hat sie alle für den 

Einzelfall bedeut-

 81 - 

83 

Der DStV sieht die geplante gesetzliche Implementierung von Wirt-

schaftlichkeits- und Zweckmäßigkeitsgesichtspunkten als Kriterium für 

den Umfang des Amtsermittlungsgrundsatzes kritisch. Angesichts der 

bisher für den Untersuchungs- sowie Legalitätsgrundsatz geltenden 

Vorgaben ist kein Bedarf für eine entsprechende Verankerung zu erken-

nen. Sollen die Kriterien dennoch in den Gesetzestext aufgenommen 

werden, regt der DStV an, dass aus dem Wortlaut deren bisherige, 

nachrangige Funktion deutlich hervorgeht. Derzeit hebt der Wortlaut des 
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 Thema Gesetzliche Maß-

nahme 

Untergesetzliche Maß-

nahme 

Rand-

ziffer 

Stellungnahme 

keitsaspekten 

bei Ermittlung 

des Sachver-

halts 

samen, auch die für 

die Beteiligten güns-

tigen Umstände zu 

berücksichtigen. 

(2) Die Finanzbe-

hörde bestimmt Art 

und Umfang der 

Ermittlungen; an 

das Vorbringen und 

an die Beweisanträ-

ge der Beteiligten ist 

sie nicht gebunden. 

Neben den Um-

ständen des Einzel-

falls und dem 

Grundsatz der Ver-

hältnismäßigkeit 

können bei der Ent-

scheidung über Art 

und Umfang der 

Ermittlungen auch 

allgemeine Erfah-

rungen und Wirt-

schaftlichkeits- und 

Zweckmäßigkeits-

gesichtspunkte be-

§ 88 Abs. 2 S. 2 AO-E die Gesichtspunkte auf eine gerichtlich nur einge-

schränkt überprüfbare und damit bedenkliche Stufe.  

Ein Bedürfnis für eine gesetzliche Fixierung ist nicht ersichtlich, da die 

Zumutbarkeitsgrenze bereits gegenwärtig als allgemeine Pflichtengren-

ze gilt, die die Sachverhaltsermittlungspflicht der Finanzbehörden auf 

einen zumutbaren Umfang begrenzt und am – ebenfalls generell gelten-

den - Grundsatz der Verhältnismäßigkeit orientiert ist (vgl.: AEAO zu § 

88 Nr. 1; Söhn in H/H/Sp, AO, § 88, Rz.: 170). Die Aufklärung eines 

Sachverhalts soll insbesondere dann unzumutbar sein, wenn Umstände 

vorliegen, die der Finanzbehörde die Ermittlung einzelner steuerrelevan-

ter Tatsachen so außergewöhnlich erschweren, dass eine Aufklärung 

nicht erwartet werden kann (vgl.: Söhn, a.a.O.). Wo die Zumutbarkeits-

grenze liegt, ist unter Würdigung aller behördenbezogener Umstände, 

d.h. unter Berücksichtigung des für eine Sachverhaltsaufklärung not-

wendigen Verwaltungsaufwands festzustellen (vgl.: Söhn, a.a.O.).   

Unter Berücksichtigung der vorgenannten Voraussetzungen erscheint 

der geplante Wortlaut widersprüchlich. Wirtschaftlichkeits- und Zweck-

mäßigkeitsgesichtspunkte können den Untersuchungsgrundsatz gerade 

nur aufgrund der Umstände des Einzelfalls einschränken und nicht – wie 

derzeit vorgesehen – neben den Umständen des Einzelfalls.  

Darüber hinaus eröffnet der im Diskussionsentwurf zitierte Beschluss 

des BVerfG der Finanzverwaltung zwar die Möglichkeit, deren Aufklä-

rungspflicht durch Zumutbarkeitsaspekte zu begrenzen. Das BVerfG 

führt jedoch aus, dass entsprechende Erwägungen bei der Erfüllung des 

Legalitätsprinzips (nur) mitspielen dürfen (vgl.: BVerfG-Beschluss v. 
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 Thema Gesetzliche Maß-

nahme 

Untergesetzliche Maß-

nahme 

Rand-

ziffer 

Stellungnahme 

rücksichtigt wer-

den.“ 

20.06.1973, Az.: 1 BvL 9-10/71, Rz.: 32). Die Wortwahl „mitspielen“ 

zeigt, dass zuvorderst dem Legalitätsgrundsatz zu folgen ist. Der Wort-

laut des § 88 Abs. 2 S. 2 AO-E betont mit der Formulierung „… können 

… berücksichtigt werden.“ hingegen diese Nachrangigkeit der nur aus-

nahmsweise zu ziehenden Grenze nicht ausreichend. In Kombination 

mit der Wortwahl „Neben…“ liegt vielmehr die Deutung nahe, dass die 

Zumutbarkeitsgesichtspunkte zu einem selbständigen Ermessenskriteri-

um bei der Ausübung des Untersuchungsgrundsatzes angehoben wer-

den. Die Bedeutung der Zumutbarkeitsgrenze wird damit künftig in zwei-

felhafter Weise umgewandelt. Die Wirtschaftlichkeits- sowie Zweckmä-

ßigkeitsaspekte werden durch den Wortlaut inhaltlich unbestimmbar und 

entziehen sich so einer gerichtlichen Überprüfbarkeit. Dies ist angesichts 

der Qualität des Besteuerungsverfahrens als Eingriffsverwaltung nicht 

hinnehmbar.    

4.1.4 Einführung 

einer Rege-

lung zu grup-

penbezoge-

nen Ent-

scheidungen 

§ 88 Abs. 3 AO-E 

(vgl. Anlage 1) 

 

 85 - 

87 

Die geplante Einführung einer über die Einzelfallentscheidungen hin-

ausgehenden Regelung, die eine gruppenbezogene Entscheidung über 

Art und Umfang der Ermittlungen ermöglicht, lehnt der DStV ab.  

Aus dem Diskussionsentwurf geht der Sinn und Zweck einer solchen 

Regelung nicht hervor. Darüber hinaus ist nicht erkennbar, welche Fall-

gruppen in der Praxis davon umfasst sind und welche Konsequenzen 

sich aus dieser Vorschrift ergeben. Die vorgesehene Unveröffentlichbar-

keit der Weisungen der obersten Finanzbehörden, die Art und Umfang 

der Ermittlungen sowie die Verarbeitung von Daten bestimmen, ist äu-

ßerst kritisch zu sehen. Die „Geheimhaltung“ erschwert die Durchset-

zung von Rechtspositionen in Einspruchs- sowie gerichtlichen Verfah-
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 Thema Gesetzliche Maß-

nahme 

Untergesetzliche Maß-

nahme 

Rand-

ziffer 

Stellungnahme 

ren. Schließlich ist die Berücksichtigung von Wirtschaftlichkeits- und 

Zweckmäßigkeitsgesichtspunkten aus den oben aufgeführten Gründen 

inakzeptabel. Auch in der geplanten Regelung werden die Kriterien zu 

einem selbständigen, inhaltlich unbestimmten und gerichtlich kaum 

überprüfbaren Kriterium angehoben.    

Der DStV regt angesichts der Unsicherheiten bezüglich des Hinter-

grunds dieser Regelung eine weitere Klärung sowie erklärende Ausfüh-

rungen in der Gesetzesbegründung an. 

4.2 Vorlage von 

Belegen 

 Zur Erhöhung der Quote 

der vollmaschinell durch-

geführten Veranlagungen 

sollte der Umgang mit 

Belegen unter Beibehal-

tung der Grundsätze der 

Feststellunglast wie folgt 

angepasst werden: 

90  

  Änderungen bei 

Zuwendungsbestä-

tigungen: § 50 

EStDV-E (vgl. An-

lage 1) 

1. Umwandlung von gene-

rellen Belegvorlagepflich-

ten in Belegvorhaltepflich-

ten mit risikoorientierter 

Anforderung 

91 / 

134 ff. 

Die Umwandlung von Belegvorlagepflichten in Belegvorhaltepflichten ist 

eine konsequente Fortführung der Maßgaben zur elektronischen Steu-

ererklärung, wie sie bereits in der auf der Internetseite „ELSTER“ inso-

weit veröffentlichten Übersicht vorgesehen sind. Danach sollen lediglich 

die Eintragungsmöglichkeiten in ELSTER genutzt und keine separaten 

Aufstellungen mehr eingereicht werden.  

Dabei muss jedoch grundsätzlich beachtet werden, dass eine nachträg-

liche Beleganforderung für den Steuerpflichtigen sowie den Steuerbera-
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 Thema Gesetzliche Maß-

nahme 

Untergesetzliche Maß-

nahme 

Rand-

ziffer 

Stellungnahme 

ter stets zu organisatorischem Mehraufwand führt. Zudem verlängern 

sich die Aufbewahrungszeiten zumindest faktisch um die Jahresfrist 

nach § 172a AO-E. Diese faktische Auswirkung widerspricht dem Ziel 

des Diskussionsentwurfs, wonach keine neuen gesetzlichen Aufbewah-

rungspflichten (mit Ausnahme für die Zuwendungsbestätigungen) ge-

schaffen werden sollen (Rz. 96). Angesichts dieser Belastungen sieht 

der DStV die Überlegungen eher kritisch. 

   Die freiwillige Übermitt-

lung von Belegen und 

Aufstellungen etc.  soll 

weiterhin möglich sein.  

92 Mit Blick auf die steuerstrafrechtlichen Risiken sollte die freiwillige 

Übermittlung von Belegen und Aufstellungen nicht nur möglich sein. Die 

Übermittlung von Belegen und Aufstellungen muss weiterhin uneinge-

schränkt eröffnet bleiben.  

Jede Einschränkung der Belegübermittlung, die zeitgleich mit der Abga-

be der Steuererklärung erfolgt, würde den Steuerpflichtigen in ein steu-

erstrafrechtliches Risiko drängen. Zudem wäre jede Einschränkung 

contra legem. So wie der Steuerpflichtige seinen Mitwirkungspflichten 

vollständig nachkommen muss (§§ 150 Abs. Abs. 2, 90 Abs. Abs. 1 AO), 

so muss die Finanzverwaltung ihm umgekehrt die Möglichkeit eröffnen, 

sie zu erfüllen. Dabei reicht es aus Sicht des DStV nicht aus, dass die 

Finanzverwaltung lediglich auf die erklärten, verkennzifferten Beträge im 

Rahmen der (elektronischen) Steuererklärung oder der E-Bilanz abstellt. 

Der Umfang der Erklärungspflicht verlangt es nicht nur, dass beispiels-

weise Betriebsausgaben betragsmäßig in einer Bilanz an das Finanzamt 

übermittelt werden. Darüber hinaus müssen zur Vollständigkeit der er-

klärten Tatsachen auch sogenannte innere Tatsachen, also Kenntnisse 

und Absichten des Steuerpflichtigen offen gelegt werden, soweit sie den 
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 Thema Gesetzliche Maß-

nahme 

Untergesetzliche Maß-

nahme 

Rand-

ziffer 

Stellungnahme 

Steueranspruch beeinflussen (vgl.: BGH v. 19.12.1990, Az.: 3 StR 

90/90, Rz.: 73). Es steht dem Steuerpflichtigen nicht etwa frei, dem Fi-

nanzamt aus einem Gesamtsachverhalt nur einen Teil der Tatsachen 

richtig vorzutragen und sie im Übrigen nach Maßgabe einer nicht offen-

gelegten, ersichtlich strittigen eigenen rechtlichen Bewertung des Vor-

gangs zu verschweigen, obwohl die Einzelheiten für die steuerliche Be-

urteilung bedeutsam sein können (vgl.: BGH v. 19.12.1990, Az.: 3 StR 

90/90, Rz.: 74; BGH v. 10.11.1999, Az.: 5 StR 221/99, Rz.: 26). Da sich 

hinter den mitgeteilten Zahlen die verschiedensten Sachverhalte verber-

gen können, die für das Finanzamt nicht erkennbar sind, besteht zumin-

dest eine Offenbarungspflicht für diejenigen Sachverhaltselemente, de-

ren rechtliche Relevanz objektiv zweifelhaft ist (vgl.: BGH v. 10.11.1999, 

Az.: 5 StR 221/99, Rz.: 26). Andernfalls steht ein steuerstrafrechtlicher 

Verdacht im Raum. 

   Freiwillig übermittelte Be-

lege sollten bei der ma-

schinellen Veranlagung 

nicht zu einer Aussteue-

rung führen und folglich 

grundsätzlich nicht mehr 

berücksichtigt werden. Mit 

der Steuererklärung frei-

willig übersandte Belege 

hätten damit lediglich die 

Funktion einer ergänzen-

den Information, bei der 

93 Angesichts der beabsichtigten vollmaschinellen Veranlagung erscheint 

es konsequent, dass die freiwillig übermittelten Belege nicht zu einer 

Aussteuerung führen. Der DStV sieht die Herabstufung der Würdigung 

der Belege durch die Finanzverwaltung, wie sie durch Formulierungen 

wie „…grundsätzlich nicht mehr berücksichtigt werden. …hätten damit 

lediglich die Funktion einer ergänzenden Information,…“ zum Ausdruck 

kommt, kritisch.  

Mit Blick auf die oben ausgeführten Abgrenzungsfragen zwischen § 173 

Abs. 1 Nr. 2 AO und dem geplanten § 172a AO-E (vgl.: Stellungnahme 

zu Abschnitt 4.1.1 „Neue Änderungsnorm“) müssen die Belege, die mit 

der Steuererklärung überreicht werden, als der Finanzverwaltung be-
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 Thema Gesetzliche Maß-

nahme 

Untergesetzliche Maß-

nahme 

Rand-

ziffer 

Stellungnahme 

das Finanzamt (z. B. im 

Fall der Ausgabe eines 

entsprechenden Risiko-

hinweises) entscheiden 

kann, ob es diese Infor-

mation hinzuziehen möch-

te oder nicht. 

kannt gelten. Andernfalls würde die Abgrenzung zwischen den beiden 

Vorschriften verschwimmen.  

Darüber hinaus sollte das Finanzamt im Falle der Aussteuerung auf-

grund eines Risikohinweises nicht nur entscheiden können, ob der Beleg 

als ergänzende Information hinzugezogen wird oder nicht. Der Sachbe-

arbeiter sollte vielmehr dazu angehalten sein, sich die Information anzu-

sehen und auszuwerten. Andernfalls könnten im Nachhinein auftretende 

Zweifelsfragen zu Lasten des Steuerpflichtigen und seinem Steuerbera-

ter führen. 

 

   Zur Vermeidung von 

Rechtsnachteilen für die 

Bürger und eines mögli-

chen Vollzugsdefizits ist 

sicherzustellen, dass der 

Bearbeiter im Fall jedwe-

der punktuellen Aus-

steuerung auch auf vor-

liegende „Belege“ hinge-

wiesen wird, um diese in 

die personelle Prüfung 

einzubeziehen. Korrektu-

ren sollen dann über die 

neue Änderungsnorm 

§ 172a AO-E  ermöglicht 

94 Den geplanten Hinweis auf vorliegende Belege im Falle der Aussteue-

rung begrüßt der DStV außerordentlich. Nur durch den Hinweis und die 

anschließende Prüfung der zusätzlich übermittelten Tatsachen durch 

das Finanzamt kann vorstehend ausgeführten Risiken begegnet werden. 

Der DStV bittet jedoch um Klärung, wieso nach einer personellen Prü-

fung der Anwendungsbereich und damit eine Änderung nach § 172a 

AO-E eröffnet sein sollen. § 172a AO-E gilt ausschließlich für den auto-

mationsgestützten Steuerbescheid. 
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 Thema Gesetzliche Maß-

nahme 

Untergesetzliche Maß-

nahme 

Rand-

ziffer 

Stellungnahme 

werden. 

   Die Finanzverwaltung 

müsste Vorsorge dafür 

treffen, dass ihr vom 

Steuerpflichtigen elektro-

nisch übermittelte Belege 

etc. bis zum Ablauf der 

Jahresfrist der §§ 172a, 

173a AO-E gespeichert 

bleiben. 

97 Wie in der Stellungnahme zu § 172a AO-E ausgeführt, erachtet der 

DStV die Speicherung der elektronisch übermittelten Belege als äußerst 

wichtig (vgl.: Abschnitt 4.1.1). 

 

 

Abschnitt 5. des Konzepts: „Weitere Verfahrensanpassungen und rechtliche Änderungen“ 

 Thema Gesetzliche Maß-
nahme 

Untergesetzliche Maß-
nahme 

Rand
ziffer 

Stellungnahme 

5.1 Flexibilisie-

rung der Zu-

ständigkeiten 

– landes-

intern 

§ 29a AO-E (vgl. 

Anlage 1): 

„Die oberste Lan-

desfinanzbehörde 

oder die von ihr 

beauftragte Landes-

finanzbehörde kann 

- Einrichtung der Zugriffs-

berechtigung der „exter-

nen“ Bearbeiter 

- Anpassung von Vorla-

gen für Schreiben an den 

Bürger unter „fremdem“ 

111 ff. Der DStV begrüßt die Überlegungen zur Flexibilisierung der Zuständigkei-

ten der Finanzverwaltung dem Grunde nach, da mit ihr eine Beschleuni-

gung des Verfahrens sowie Effizienzsteigerung zu erwarten ist. Allerdings 

dürfte dieses Vorhaben eine große Herausforderung bedeuten, soweit 

nicht von dem Ziel abgewichen wird, dass sich für den Steuerpflichtigen 

und den Steuerberater keine Verschlechterung einstellen soll.  

Bisher ist das Verhältnis zwischen Sachbearbeiter der Finanzverwaltung 
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 Thema Gesetzliche Maß-
nahme 

Untergesetzliche Maß-
nahme 

Rand
ziffer 

Stellungnahme 

zur Gewährleistung 

eines zeitnahen, 

gesetzmäßigen und 

gleichmäßigen Voll-

zugs der Steuerge-

setze anordnen, 

dass das örtlich 

zuständige Finanz-

amt ganz oder teil-

weise bei der Erfül-

lung seiner Aufga-

ben in Besteue-

rungsverfahren 

durch ein anderes 

Finanzamt unter-

stützt wird. Das un-

terstützende Fi-

nanzamt handelt im 

Namen des örtlich 

zuständigen Fi-

nanzamts, dem das 

Verwaltungshandeln 

des unterstützenden 

Finanzamts zuzu-

rechnen ist.“ 

Briefkopf 

- Der betroffene Steuer-

pflichtige müsste nur bei 

Bedarf informiert werden 

(z.B.: schriftliche oder 

fernmündliche Anfragen 

an den Bürger) 

- Zum Ausschluss von 

Willkür oder Schikane ist 

in jedem Fall eine Doku-

mentation über den An-

lass, den Grund sowie 

den sachlichen und zeitli-

chen Umfang der Zuwei-

sung durch die zu-

weisende Stelle notwen-

dig. 

 

und dem Steuerpflichtigen bzw. Steuerberater durch einen meist jahrelan-

gen Umgang miteinander geprägt. Der Sachbearbeiter kennt den gesam-

ten Veranlagungsfall, die Prüfschwerpunkte sowie Ergebnisse vergangener 

Erörterungen durch eine laufend geführte Papierakte und den persönlichen 

Kontakt. Für den Steuerpflichtigen bzw. den Steuerberater bedeutet dieses 

Miteinander ein gewisses Maß an Sicherheit. Zugleich gewährleistet es für 

beide Seiten beispielsweise ein zügiges Klären von Fragen, ohne dass in 

der Regel die Vergangenheit erneut aufgerollt werden muss. 

Aus Sicht des DStV sollten hinreichende Vorkehrungen getroffen werden, 

damit die aufgezeigten Vorzüge eines festen Ansprechpartners in der Fi-

nanzverwaltung nicht durch die angedachte Flexibilisierung wegbrechen. 

Zur Vermeidung von organisatorischen Verwerfungen sowie zur Steigerung 

der Transparenz regt der DStV folgende Maßnahmen an: 

1. Im Sinne des Service-Gedankens sollte die Mitteilung an den Steuer-

pflichtigen über den Zuständigkeitswechsel nicht nur bei Bedarf, sondern 

automatisch bei einem Wechsel erfolgen. Nur so können sich der Steuer-

pflichtige oder der Steuerberater reibungslos mit ihren Anliegen an die Fi-

nanzverwaltung wenden. Der Hinweis wäre ein Mehr an Transparenz und 

würde insoweit eine vertrauensbildende Maßnahme darstellen. Die Hin-

weisverpflichtung sollte gesetzlich fixiert werden. 

2. Der „externe“ Sachbearbeiter der Finanzverwaltung sollte organisato-

risch in den Stand versetzt werden, die Historie des Veranlagungsfalls 

überblicken zu können, beispielsweise durch eine digitale Akte, die auch 

Aktenvermerke oder Gesprächsnotizen enthält. 
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 Thema Gesetzliche Maß-
nahme 

Untergesetzliche Maß-
nahme 

Rand
ziffer 

Stellungnahme 

3. Wird der Veranlagungsfall wieder zum ursprünglich zuständigen Finanz-

amt abgegeben, sollte dieses durch die Dokumentation des „externen“ 

Bearbeiters ausreichend über den weiteren Verfahrensablauf in Kenntnis 

gesetzt werden. Zudem sollte an den Steuerpflichtigen ein Hinweis über 

die Rückübertragung ergehen. Die Hinweisverpflichtung sollte ebenfalls 

gesetzlich fixiert werden. 

5.5 Elektronische 

Datenüber-

mittlungs-

pflichten Drit-

ter 

Regelungen in An-

lage 2 

 129 Mit den in Anlage 2 aufgeführten Neuerungen sollen die elektronischen 

Datenübermittlungspflichten Dritter erweitert werden. Die bereits bestehen-

den elektronischen Datenübermittlungspflichten sollen so ausgestaltet 

werden, dass im Regelfall eine rein maschinelle Verarbeitung möglich ist.  

Zudem werden in Anlage 2 die Regelungsvorschläge der von den Abtei-

lungsleitern (Steuer) eingesetzten Facharbeitsgruppe „Anpassung des Be-

steuerungsverfahrens an die moderne Kommunikation“ übernommen. Sie 

dienen unter anderem der Harmonisierung der Vorschriften über elektroni-

sche Datenübermittlungspflichten Dritter, die über verschiedene Normen 

des EStG verstreut und teilweise uneinheitlich sind, sowie der Verortung 

der zentralen Regelungen in der AO. 

Der DStV begrüßt das Aufgreifen der Überlegungen aus den gemeinsamen 

Eingaben von DStV, Bund der Steuerzahler, Bundesverband der Lohn-

steuerhilfevereine und dem Neuen Verband der Lohnsteuerhilfevereine 

durch die Regelungsvorschläge der Bund-Länder-Facharbeitsgruppe „An-

passung des Besteuerungsverfahrens an die moderne Kommunikation“ 

(vgl.: DStV-Eingaben S 15/11, S 16/12 und S 06/13). Mit Blick auf die zu-

nehmende Übermittlung sowie Verarbeitung der Daten von Dritten im 

Rahmen der Veranlagung des Steuerpflichtigen griffen die Verbände ins-

http://www.dstv.de/interessenvertretung/steuern/stellungnahmen-steuern/s-15-11-anpassung-des-steuerverfahrens-an-die-moderne-kommunikation-mit-der-finanzverwaltung
http://www.dstv.de/interessenvertretung/steuern/stellungnahmen-steuern/2012-s16-kommunikation-mit-finverwaltung
http://www.dstv.de/interessenvertretung/steuern/stellungnahmen-steuern/2013-s06-verbaende-eingabe-anpassung-besteuerungsverfahren
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 Thema Gesetzliche Maß-
nahme 

Untergesetzliche Maß-
nahme 

Rand
ziffer 

Stellungnahme 

besondere die folgenden Problembereiche aus der Praxis auf:  

1. Mitteilung an den Steuerpflichtigen über die von Dritter Seite über-

mittelten Daten  

Die Finanzämter übernehmen in der Regel ungeprüft die vom Dritten be-

reitgestellten Daten, und zwar auch dann, wenn der Steuerpflichtige ab-

weichende Angaben gemacht hat. Der Ansatz dieser abweichenden Daten, 

die für den Steuerpflichtigen mangels Mitteilung an ihn nicht nachvollzieh-

bar sind, wird zudem in den Erläuterungen zum Steuerbescheid regelmä-

ßig nicht hinreichend verständlich erklärt. Dem Informationsbedürfnis des 

Steuerpflichtigen wird durch die Mitteilungspflicht des Dritten gem. § 91a 

Abs. 1 Nr. 3 AO-E Rechnung getragen. 

2. Korrektur der von Dritter Seite übermittelten Daten 

Als problematisch stellt sich in der Praxis gegenwärtig auch die Korrektur 

von Daten, die Dritte übermittelt haben, dar. Dieser Situation wird durch die 

neue Korrekturnorm gem. § 175b AO-E begegnet. 

3. Weitere Erörterung des Diskussionsentwurfs 

Soweit die Mitteilungspflicht des Dritten gem. § 91a Abs. 1 Nr. 3 AO im 

Verlauf der weiteren Erörterungen des Diskussionsentwurfs in Zweifel ge-

zogen wird, gibt der DStV, wie bereits in den Eingaben der Verbändege-

meinschaft ausgeführt, im Vorwege Folgendes zu bedenken. Die in der 

Praxis bestehende Situation, dass der Steuerpflichtige oder der Steuerbe-

rater sich um die meist zeitintensive Aufklärung der Abweichungen zwi-

schen den erklärten Angaben und den Daten des Dritten nach Erlass des 

Steuerbescheids bemühen muss, ist nicht akzeptabel. Die Abwälzung der 
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Abschnitt 5. des Konzepts: „Weitere Verfahrensanpassungen und rechtliche Änderungen“ 

 Thema Gesetzliche Maß-
nahme 

Untergesetzliche Maß-
nahme 

Rand
ziffer 

Stellungnahme 

Sachverhaltsaufklärung widerspricht dem Amtsermittlungsgrundsatz sowie 

den (noch geltenden) Hinweis- und Begründungspflichten der Finanzver-

waltung. Zentrale Anlaufstelle für die Aufklärung sowie Korrektur steuerer-

heblicher Daten kann nur das Finanzamt sein und sollte nicht auf den 

Steuerpflichtigen und den Dritten ausgelagert werden.  

Sollte von der Mitteilungspflicht des Dritten im Rahmen der weiteren Erör-

terung Abstand genommen werden, fordert der DStV im Sinne der Lasten-

gleichheit erneut, dass 

- die Steuererklärungen, die durch das RMS laufen, bei Abweichungen 

zwischen erklärten Angaben und Daten des Dritten ausgesteuert werden, 

- der Anlass für die Abweichungen von der Finanzverwaltung aufgeklärt 

wird, 

- die Abweichungen detailliert und nachvollziehbar in der Begründung des 

Steuerbescheids aufgeschlüsselt werden. 

Gerade die Initiative des Finanzministeriums des Landes Nordrhein-

Westfalen zur Erweiterung der Steuerbescheide um die Ermittlung der 

Steuerbelastung im vergangenen Jahr hat gezeigt, dass technisch eine 

zahlenmäßige Aufschlüsselung möglich ist. Entsprechende Maßnahmen 

erhöhen den Informationsgehalt des Steuerbescheids sowie die Transpa-

renz und steigern damit die Akzeptanz seitens des Steuerpflichtigen. 

4. Hintergrund zu den Eingaben der Verbändegemeinschaft  

Der DStV verweist bezüglich der von der Verbändegemeinschaft vorge-

brachten Argumente der guten Ordnung halber auf die Ausführungen in 

den vorgenannten Eingaben. Im Übrigen entsprechen die in Anlage 2 auf-

http://www.fm.nrw.de/presse/02_25_PK_steuerbescheid.php
http://www.fm.nrw.de/presse/02_25_PK_steuerbescheid.php
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 Thema Gesetzliche Maß-
nahme 

Untergesetzliche Maß-
nahme 

Rand
ziffer 

Stellungnahme 

genommen Regelungen den Ergebnissen der Bund-Länder-

Facharbeitsgruppe, wie sie der Verbändegemeinschaft bei einem Fachge-

spräch beim BMF Ende 2013 vorgestellt wurden.  

5.6 Verankerung 

eines Aus-

kunftsan-

spruchs des 

Steuerpflich-

tigen 

Regelungen in An-

lage 3 (§ 32 AO-E 

ff.) 

 148 Der DStV begrüßt die im Diskussionsentwurf enthaltenen Vorschläge für 

die Implementierung bereichsspezifischer datenschutzrechtlicher Regelun-

gen in der AO ausdrücklich. Um eine gerechte Steuerveranlagung zu ge-

währleisten und damit die notwendige Akzeptanz der Steuerpflichtigen zu 

erreichen, sollten Steuerpflichtige und Finanzverwaltung weitestgehend 

über die gleiche Datenlage verfügen. In diesem Sinne ist unter anderem 

der Teil-Auskunftsanspruch gem. § 32a AO unbedingt einzuführen. 

 

 

Anlage 2 des Konzepts: „Vorschläge für Gesetzesänderungen zur Anpassung des Besteuerungsverfahrens an die moderne Kom-
munikation“ 

 Thema Gesetzliche Maßnahme Stellungnahme 

Nr. 2 

Nr. 7 

Haftung und Buß-

geldvorschriften 

bei Datenübermitt-

lung durch Dritte 

§ 91a Abs. 5 AO-E: 

„Wer vorsätzlich oder grob fahrlässig der 

Finanzbehörde 

1. unrichtige oder unvollständige Daten 

übermittelt oder 

2. Daten pflichtwidrig nicht übermittelt, 

Der DStV folgt dem in der Einleitung des Diskussionsentwurfs hervorgehobenem 

Ziel, dass eine stärkere Orientierung des Verwaltungsvollzugs an Wirtschaftlichkeits- 

und Zweckmäßigkeitsaspekten nicht auf Kosten der Bürger und Unternehmen statt-

finden darf (Rz.: 8), ausdrücklich. Diese Leitlinie muss im Sinne einer gleichmäßigen 

Lasten- sowie Risikoverteilung generell für die anstehende Modernisierung des Be-

steuerungsverfahrens gelten. Nur eine solche Vorgehensweise gewährleistet, dass 

alle Verfahrensbeteiligten die zu schulternden Herausforderungen unterstützen.  
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 Thema Gesetzliche Maßnahme Stellungnahme 

haftet für die entgangene Steuer.“ 

§ 383b AO-E: 

„(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz-

lich oder leichtfertig 

1. Daten im Sinne des § 91a Abs. 6 für 

andere als die zugelassenen Zwecke er-

hebt oder verwendet oder 

2. nach Maßgabe des § 91a Abs. 1 und 2 

zu übermittelnde Daten nicht, nicht richtig, 

nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 

übermittelt. 

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 

Geldbuße bis zu 50 000 Euro geahndet 

werden. 

(2) Das Bundesministerium der Finanzen 

kann durch Rechtsverordnung mit Zustim-

mung des Bundesrates abweichend von § 

409 eine andere Finanzbehörde als zu-

ständig bestimmen.“ 

Insofern erscheint es generell bedenklich, wenn Pflichten, die nicht nur den Steuer-

pflichtigen selbst, sondern auch weitere Verfahrensbeteiligte fordern, die aber ledig-

lich zur Steigerung der Effizienz des elektronischen Besteuerungsverfahrens und 

gerade nicht der Konkretisierung von Steuertatbeständen dienen, zusätzlich mit 

Sanktionsmechanismen verknüpft werden. In der Regel führen solche Pflichten be-

reits für sich genommen zu bürokratischem Aufwand, ggf. weiteren Kosten und Haf-

tungsrisiken (vgl.: Ausführungen zu Abschnitt 3.1 „Elektronische Steuererklärung / 

§ 6 Abs. 2 StDÜV“). Insofern lehnt der DStV auch die Einführung der allgemeinen, 

sehr weitreichenden Haftungs- sowie Bußgeldvorschriften für die Datenübermittlung 

durch Dritte gem. §§ 91a Abs. 5, 383b AO-E ab.  

Sollte an den Sanktionsregelungen festgehalten werden, regt der DStV an, die als 

unangemessen erscheinende maximale Höhe der Geldbuße (50.000 Euro) zu über-

denken. Um in der Praxis etwaige Abgrenzungsschwierigkeiten zu einzelgesetzlich 

geregelten Drittmitteilungspflichten zu vermeiden, sollten die §§ 91a Abs. 5, 383b 

AO-E um die Klarstellung ergänzt werden, dass einzelgesetzliche Regelungen un-

berührt bleiben.  
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Anlage 4 des Konzepts: „Vorschläge für Gesetzesänderungen zur Verbesserung des Steuererklärungseingangs und zur Übermitt-
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 Thema Gesetzliche Maßnahme Stellungnahme 

Nr. 4 Abgabefrist für 

beratene Steuer-

pflichtige 

§ 149 Abs. 3 AO-E: 

„Sofern Personen, Gesellschaften, Ver-

bände, Vereinigungen, Behörden oder 

Körperschaften im Sinne der §§ 3, 4 Steu-

erberatungsgesetzes beauftragt worden 

sind, 

… 

zu erstellen, sind diese Erklärungen vorbe-

haltlich des Abs. 4 spätestens bis zum 

28.02. und in den Fällen des Abs. 2 S. 2 

bis zum 31.07. des zweiten auf den Be-

steuerungszeitraum folgenden Kalender-

jahres abzugeben.“ 

Der DStV begrüßt die gesetzliche Implementierung des 28.02. als Abgabetermin für 

die Steuererklärungen beratener Steuerpflichtiger. Unter Berücksichtigung der spä-

teren Zurverfügungstellung der Steuererklärungsformulare (vgl.: Abschnitt 3.5 

„Rechtzeitige Bereitstellung von Steuerformularen“) sowie des Termins für die Be-

reitstellung der Daten von Seiten Dritter (bis 28.02.) erscheint dieser Termin ange-

messen. Die Festlegung des 28.02. ohne weitere Einschränkungen eröffnet den 

Kanzleien nach Übermittlung der Daten von Seiten Dritter einen Zeitraum von einem 

Jahr für die Erstellung der Erklärungen. Dieser Zeitraum trägt den Belangen der 

Kanzleien, wie beispielsweise die Planbarkeit, hinreichend Rechnung. Zudem entfal-

len damit die in der Praxis regelmäßig zu stellenden Anträge auf Fristverlängerung 

und führen zu einer spürbaren Erleichterung.  

Nr. 4 Vorabanforderun-

gen von Steuerer-

klärungen 

§ 149 Abs. 4 AO-E: 

„Die Finanzämter können anordnen, dass 

Erklärungen im Sinne des Abs. 3 vor dem 

28.02. des zweiten auf den Besteuerungs-

zeitraum folgenden Kalenderjahres abzu-

geben sind, wenn 

1. für den betroffenen Steuerpflichtigen 

a) für den vorangegangenen Besteue-

rungszeitraum Erklärungen nicht oder erst 

nach den in den Abs. 1 und 2 bestimmten 

Der DStV stimmt der gesetzlichen Fixierung der bisher geltenden Gründe für die 

Vorabanforderungen von Steuererklärungen, wie sie bisher in den jährlichen gleich-

lautenden Erlassen der obersten Finanzbehörden der Länder geregelt sind, aus-

drücklich zu.  

Einen Teil der darüber hinaus gehenden geplanten Regelungen erachtet der DStV 

hingegen als äußerst kritisch. Sie stellen für die Praxis der Steuerberater sowie für 

die Position der Steuerpflichtigen erhebliche Belastungen dar, die sachlich nicht in 

einem Zusammenhang mit der Modernisierung des Besteuerungsverfahrens stehen 

und auch nicht mit diesem Vorhaben zu rechtfertigen sind.  
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Zeitpunkten abgegeben wurden und inso-

weit keine Fristverlängerung gewährt wur-

de, 

b) für den vorangegangenen Besteue-

rungszeitraum kurz vor Abgabe der Steu-

ererklärung oder kurz vor dem Beginn des 

Zinslaufs im Sinne des § 233a Abs. 2 S. 1 

nachträgliche Vorauszahlungen festgesetzt 

wurden, 

c) Vorauszahlungen für den Besteue-

rungszeitraum außerhalb einer Veranla-

gung herabgesetzt wurden, 

d) sich aus der Veranlagung für den vo-

rangegangenen Veranlagungszeitraum 

eine hohe Abschlusszahlung ergeben hat, 

e) die Steuerfestsetzung aufgrund einer 

Steuererklärung im Sinne des Abs. 3 Nr. 1, 

2 oder 4 voraussichtlich zu einer hohen 

Abschlusszahlung führen wird oder 

f) eine Außenprüfung vorgesehen ist, 

2. der betroffene Steuerpflichtige im Be-

steuerungszeitraum einen Betrieb eröffnet 

oder eingestellt hat, 

3. beim Insolvenzgericht ein Antrag gestellt 

1. Vorabanforderungen aufgrund der Herabsetzung von Vorauszahlungen 

(§ 149 Abs. 4 S. 1 Nr. 1c) AO-E) 

Die vorgesehene Regelung, wonach Vorabanforderungen seitens der Finanzämter 

durchgeführt werden können, weil Vorauszahlungen für den Besteuerungszeitraum 

außerhalb einer Veranlagung herabgesetzt wurden, lehnt der DStV entschieden ab.  

Diese Regelung führt faktisch zu einer massiven Fristverkürzung, ohne dass sie in 

einem sachlichen Zusammenhang mit dem Grund der Anforderung selbst steht.  

Darüber hinaus kann sie dazu führen, dass künftig vermehrt von Herabsetzungsan-

trägen abgesehen wird, um nicht der Gefahr der Fristverkürzung zu unterliegen. Mit 

dieser Vorschrift wird frappierend verkannt, dass es für Herabsetzungsanträge re-

gelmäßig gewichtige Gründe gibt, die aus einer Veränderung der wirtschaftlichen 

Situation des Steuerpflichtigen resultieren. Diese Gründe sind von der Finanzverwal-

tung zu prüfen.  

Künftig müsste der Steuerpflichtige sich durch das Absehen von einem Herabset-

zungsantrag die gesetzlich geregelte Frist bis zum 28.02. erkaufen und die damit 

einhergehende Liquiditätseinbuße hinnehmen. Die entsprechend eingeschränkte 

Liquidität würde den Steuerpflichtigen dann angesichts seiner ohnehin verschlech-

terten wirtschaftlichen Situation zusätzlich belasten.  

Da die gesetzliche Frist für alle anderen beratenen Steuerpflichtigen, die kein Be-

dürfnis nach einem Herabsetzungsantrag haben, weiterhin gelten würde, käme es 

zudem zu einer inakzeptablen Ungleichbehandlung. Der Diskussionsentwurf gibt 

mangels konkreter Ausführungen keine Auskunft, wodurch diese Ungleichbehand-

lung gerechtfertigt sein soll. So steht leider zu befürchten, dass die Finanzverwal-

tung den Liquiditätsvorteil aus rein fiskalischen Interessen für sich selbst beanspru-
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wurde, über das Vermögen des betroffe-

nen Steuerpflichtigen das Insolvenzverfah-

ren zu eröffnen, oder 

4. für Beteiligte an Gesellschaften oder 

Gemeinschaften Verluste festzustellen 

sind. 

Für das Befolgen der Anordnung ist in den 

Fällen des S. 1 Nr. 3 eine Frist von einem 

Monat und in den übrigen Fällen eine Frist 

von drei Monaten nach Bekanntgabe der 

Anordnung zu setzen. Ferner dürfen die 

Finanzämter nach dem Ergebnis einer 

automationsgestützten Zufallsauswahl 

anordnen, dass Erklärungen im Sinne des 

Abs. 3 vor dem 28.02. des zweiten auf den 

Besteuerungszeitraum folgenden Kalen-

derjahres innerhalb einer Frist von drei 

Monaten nach Bekanntgabe der Anord-

nung abzugeben sind. In der Aufforderung 

nach S. 3 ist darauf hinzuweisen, dass sie 

auf einer automationsgestützten Zufalls-

auswahl beruht; eine weitere Begründung 

ist nicht erforderlich. In den Fällen des Abs. 

2 S. 2 tritt an die Stelle des 28.02. der 

31.07. des zweiten auf den Besteuerungs-

zeitraum folgenden Kalenderjahres. Eine 

chen möchte. 

2. Vorabanforderungen durch automationsgestützte Zufallsauswahl 

Der Eröffnung von Vorabanforderungen durch eine automationsgestützte Zufalls-

auswahl lehnt der DStV kategorisch ab. Sie geht weit über die im Fristenerlass ge-

regelten Gründe, die in der Praxis bisher gut zu bewältigen waren, hinaus und dürfte 

zu außerordentlichen Belastungen für den Kanzleiablauf sowie für das Mandatsver-

hältnis führen.  

a) Störungen des Kanzleiablaufs 

Mangels weiterer Ausführungen im Diskussionsentwurf ist davon auszugehen, dass 

die Finanzämter jedes für sich und unabgestimmt je nach Lage des Erklärungsein-

gangs die zufallsbasierten Vorabanforderungen durchführen. Es steht entsprechend 

zu befürchten, dass ein Steuerberater gleichzeitig von verschiedenen Finanzämtern 

Vorabanforderungsschreiben erhält.  

Da der Steuerberater in der Regel keine übermäßige Personaldecke vorhalten kann, 

würde der durchgeplante Kanzleiablauf in einer solchen Situation erheblich ins 

Wanken geraten. Mitarbeiter müssten für die Abarbeitung der sich ballenden Vor-

abanforderungen aus dem laufenden Tagesgeschäft herausgenommen werden oder 

sähen sich einer zusätzlichen Arbeitsbelastung ausgesetzt.  

Das personelle Abdecken etwaiger Belastungsspitzen birgt zudem das Risiko, dass 

andere laufenden Aufgaben (wie die Erstellung und Veröffentlichung von Jahresab-

schlüssen, die handels- sowie gesellschaftsrechtliche Fristenwahrung, die Anferti-

gung von Steuererklärungen in Abstimmung mit dem Mandanten, die Erstellung der 

laufenden Buchhaltungen, usw.) gar nicht oder aber ggf. mit verminderter Qualität 

erledigt werden können. Zusätzliche, seitens des Mandanten gewünschte Sonder-
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Anordnung nach S. 1 oder S. 3 darf für die 

Abgabe der Erklärung keine kürzere als die 

in Abs. 2 bestimmte Frist setzen.“ 

Aufträge (wie Geschäftsveräußerungen, ad-hoc erforderliche betriebswirtschaftliche 

Beratung, Nachfolgeberatung aufgrund von Todesfällen, die Einführung neuer elekt-

ronischer Anforderung wie bei der E-Bilanz, Selbstanzeigen, usw.) könnten bei 

gleichbleibender Personaldecke nur sehr schwer durchgeführt werden. Auch unvor-

hersehbare Betriebsprüfungen, die ebenfalls dadurch geprägt sind, dass sie tempo-

rär Kapazitäten bündeln, könnten den geplanten Kanzleiablauf neben den Voraban-

forderungen zusätzlich beanspruchen.  

Um diesen nicht planbaren, temporären Auswirkungen zu begegnen, müsste der 

Steuerberater das Jahr über durchgehend die Personaldecke seiner Kanzlei anhe-

ben. Ebenso wie die Finanzverwaltung belastet jedoch auch die Steuerberaterschaft 

der Nachwuchsmangel, so dass der Steuerberater den zu befürchtenden Konse-

quenzen der zufallsbasierten Vorabanforderungen kaum Herr werden dürfte.  

Dermaßen einschneidende Folgen dürfen nicht auf die Kanzleien abgewälzt werden, 

nur um eine gleichmäßige sowie planbare Arbeitsauslastung in den Finanzämtern 

zu gewährleisten. Die Regelungen zu den zufallsbasierten Vorabanforderungen 

widersprechen einer gleichmäßigen Lastenverteilung.   

b) Belastungen des Mandatsverhältnisses 

Sieht sich der Steuerberater durch die zufallsbasierten Vorabanforderungen mit vor-

genannten Belastungsspitzen konfrontiert, geht dies erheblich zu Lasten des meist 

jahrelang gewachsenen Mandatsverhältnisses. Der Mandant ist es regelmäßig ge-

wohnt, seinen Steuerberater als Vertrauten in die laufenden Geschäfte einzubinden 

und nach rechtlicher Beratung sowie tatsächlichem Bedarf mit Sonderprojekten zu 

beauftragen.  

Könnte der Steuerberater dem Mandanten dabei vor dem oben aufgezeigten Hinter-

grund nicht mehr in der gewohnten Weise zeitlich flexibel zur Seite stehen, besteht 
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bereits aufgrund der enttäuschten Erwartungshaltung das Risiko, dass der Mandant 

sich umorientiert. Entsprechende Umsatzeinbußen oder gar Mandatsverluste, ohne 

dass sich der Steuerberater einen Beratungsfehler hat zu Schulden kommen lassen, 

lassen sich nicht allein durch das Ziel eines über den Jahresverlauf gleichmäßigen 

Eingangs von Steuererklärungen rechtfertigen. Insoweit widersprechen die Rege-

lungen zu den zufallsbasierten Vorabanforderungen einer gleichmäßigen Risikover-

teilung.    

c) Anforderungen bei Festhalten an den Regelungen der automationsgestützten 

Zufallsauswahl 

Soweit an den geplanten Vorschriften festgehalten wird, müssen aus Sicht des DStV 

zusätzlich zwingend die folgenden Maßnahmen umgesetzt werden: 

- Zur Entlastung des Steuerberaters muss gesetzlich eine wirksame, unbürokrati-

sche sowie verschuldensunabhängige Härtefallregelung eingeführt werden, die ent-

sprechend die örtliche sowie sachliche Zuständigkeit regelt. 

- Zur Vermeidung vorgenannter Ballungen von Vorabanforderungen muss die auto-

mationsgestützte Zufallsauswahl technisch eine wirksame Feinsteuerung zwischen 

den Finanzämtern eines Bundeslandes sowie zwischen den Bundesländern vorse-

hen. 

Nr. 4 Bearbeitungsfrist 

bei Vorabanforde-

rungen 

§ 149 Abs. 4 S. 2, 3 AO-E: 

s.o. 

Der DStV fordert zur Entlastung des Kanzleiablaufs, dass die gesetzlich generell 

fixierte Bearbeitungsfrist in den Fällen der Vorabanforderungen nicht wie geplant 3 

Monate, sondern 6 Monate bei Bekanntgabe der Vorabanforderungen bis 28.02. des 

Folgejahres betragen. Dies müsste insbesondere dann gelten, wenn an den Rege-

lungen der automationsgestützten Zufallsauswahl festgehalten wird. 

Darüber hinaus muss die Finanzverwaltung zur Steigerung der Akzeptanz insbe-
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sondere der zufallsbasierten Vorabanforderungen sowie zur Herstellung einer 

gleichmäßigen Lasten- sowie Risikoverteilung gesetzlich zu einer Veranlagung in-

nerhalb von 2 Monaten verpflichtet werden. 

Nr. 3 Verlängerung von 

Fristen 

§ 109 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 AO-E: 

„Abs. 1 ist 

… 

2. in den Fällen des § 149 Abs. 4 auf Zeit-

räume nach dem in der Anordnung be-

stimmten Zeitpunkt 

nur anwendbar, falls der Steuerpflichtige 

ohne Verschulden verhindert ist oder war, 

die Steuererklärungsfrist einzuhalten.“ 

Der DStV lehnt die geplante Verschärfung der Voraussetzungen für eine Verlänge-

rung der Frist, die durch die Vorabanforderungen in Gang gesetzt wird, nachdrück-

lich ab. Künftig kann die Frist nur noch verlängert werden, wenn der Steuerpflichtige 

ohne Verschulden an der Fristeinhaltung verhindert war.  

Diese Verschärfung ist bereits nicht gerechtfertigt, da sie bisher weder im Gesetz 

noch in dem geltenden Fristenerlass vorgesehen ist. Allein deshalb führt sie zu einer 

deutlichen Abweichung von der bisher geltenden Lasten- und Risikoverteilung.  

Durch die Kombination von den Verschärfungen bei der Fristverlängerung mit der 

Einführung von Vorabanforderungen im Wege der automationsgestützten Zufalls-

auswahl und den damit einhergehenden, oben ausgeführten Risiken für die Kanzlei-

en verlagert sich die Lasten- und Risikoverteilung unzumutbar. Zunächst besteht 

latent die Gefahr der Ballung von Vorabanforderungen. Schafft die Kanzlei im Falle 

der Ballung das durch die Finanzverwaltung verursachte hohe Arbeitspensum nicht, 

dann wird dem Steuerberater zusätzlich noch die Fristverlängerung erschwert, in-

dem er belegen muss, dass ihn kein Verschulden an einem Fristversäumnis trifft. 

Durch das Zusammenwirken der Regelungen geht die Gewährleistung einer gleich-

mäßigen sowie planbaren Arbeitsauslastung in den Finanzämtern nahezu komplett 

zu Lasten der Steuerberater.  

Nr. 5 Automatischer 

Verspätungszu-

schlag  

§ 152 AO-E Der DStV begrüßt ausdrücklich, dass als Bemessungsgrundlage für den Ver-

spätungszuschlag für Steuererklärungen, die sich auf ein Kalenderjahr oder einen 

gesetzlich bestimmten Zeitpunkt beziehen, abweichend zur bisher geltenden Rege-
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lung die Abschlusszahlung herangezogen wird (§ 152 Abs. 3 S. 2 AO-E). Zudem 

erachtet der DStV die Höhe des Verspätungszuschlags mit 0,25 % der festgesetzten 

Steuer bzw. der Abschlusszahlung als angemessen (§ 152 Abs. 3 S. 1, 2 AO-E). 

Aus Sicht des DStV gilt es hingegen folgende Regelungsbereiche zu überdenken: 

1. Mindestverspätungszuschlag für Steuererklärungen 

Der DStV regt an, den Mindestbetrag in Höhe von 50 Euro pro angefangenen Monat 

für Fristversäumnisse bei der Abgabe von Steuererklärungen auf den generell ge-

planten Betrag von 10 Euro zu senken. 

Die Höhe des vorgesehenen Mindestverspätungszuschlags für Jahres-

Steuererklärungen von 50 Euro erscheint sehr fraglich (§ 152 Abs. 3 S. 2 AO-E). Die 

Angemessenheit steht insbesondere dann in Frage, wenn aus der Veranlagung kei-

ne Steuernachzahlung oder aber eine Erstattung resultiert. Nach geltender Rechts-

lage kann bei einer Steuerfestsetzung auf 0 Euro kein Verspätungszuschlag erho-

ben werden.  

Zudem ist ein sachlicher Grund für eine Abweichung zu dem generell geltenden, 

geplanten Verspätungszuschlag in Höhe von 10 Euro (§ 152 Abs. 3 S. 1 AO-E) 

mangels weiterer Ausführungen im Diskussionsentwurf nicht erkennbar.  

2. Automatischer Verspätungszuschlag bei automationsgestützter Voraban-

forderung 

Soweit der oben vom DStV vorgeschlagenen Härtefallregelung als Ergänzung zu 

den Regelungen der automationsgestützten Zufallsauswahl nicht gefolgt wird, sieht 

der DStV den automatischen Verspätungszuschlag insoweit äußerst kritisch, als er 

im Falle der Versäumnis der Frist, die aufgrund einer zufallsbasierten Vorabanforde-

rungen in Gang gesetzt wurde, festzusetzen ist (§ 152 Abs. 2 Nr. 3 AO-E). Es ent-
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spricht keiner gleichmäßigen Lasten- sowie Risikoverteilung, wenn dem Steuer-

pflichtigen Sanktionen und dem Steuerberater daraus resultierende Haftungsrisiken 

auferlegt werden, obwohl beide Verfahrensbeteiligte auf die Einhaltung der Frist nur 

begrenzt Einfluss nehmen können (Stichwort: durch die Finanzverwaltung unkoordi-

nierte Ballung von automationsgestützten Vorabanforderungen). 

3. Exkulpationsmöglichkeit bei automatischem Verspätungszuschlag 

Der DStV erachtet die Fallbeilwirkung des automatischen Verspätungszuschlags 

ohne Exkulpationsmöglichkeit für besondere Ausnahmesituationen sehr kritisch. In 

besonderen Fällen, in denen der Steuerpflichtige kein Verschulden an dem Fristver-

säumnis trifft, ist eine automatisch eintretende Sanktion ungerecht. Insoweit muss 

grundsätzlich von der Festsetzung abgesehen werden.  

Das Absehen von der Festsetzung sollte insbesondere bei höherer Gewalt (wie z.B. 

der Vernichtung von Buchführungsunterlagen durch Brand oder Überschwemmung) 

oder in den Fällen, in denen dem Steuerpflichtigen bzw. seines Rechtsnachfolgers 

wegen außergewöhnlicher persönlicher Umstände eine Mitwirkung nicht oder nur 

unter schwersten Bedingungen möglich ist (wie z.B. bei Tod oder schwere Erkran-

kung des (Allein-) Geschäftsführers), gelten.  

 


